
97 

GESETZBLATT 
. . . . 

FUR BADEN-WURTTEMBERG 

1982 Ausgegeben Stuttgart, Donnerstag, 22. April 1982 Nr.8 

Tag INHALT Seite 

6. 4. 82 Landesenteignungsgesetz (LEntG) 

18. 3. 82 Verordnung des Innenministeriums, des Finanzministeriums, des Ministeriums für Wirtschaft, 
Mittelstand und Verkehr und des Ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft, Umwelt und 
Forsten zur Änderung der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für den höheren bautechni-

91 

schen Verwaltungsdienst ..................................... 115 

30. 3. 82 Zweite Verordnung des Ministeriums für Wissenschaft und Kunst zur Änderung der Sportein­
gangsprüfungsverordnung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 115 

30. 3.82 Zweite Verordnung des Innenministeriums zur Änderung der Verordnung über die Gebühren 
der Prüfingenieure für Baustatik . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 116 

30. 3.82 Dritte Verordnung des Innenministeriums zur Änderung der Verordnung über die Gebühren 
der Landesstelle für Baustatik und der staatlichen Prüfämter für Baustatik . . . . . . . . . . . 111 

8. 3.82 Rechtsverordnung des Regierungspräsidiums Tübingen als höhere Denkmalschutzbehörde 
über das Grabungsschutzgebiet »Römisches Kastell« in Ehingen-Rißtissen, Alb-Donau-Kreis. 111 

16. 3.82 Rechtsverordnung des Regierungspräsidiums Tübingen als höhere Denkmalschutzbehörde 
über die Gesamtanlage »Altstadt Leutkirch« ........................... 118 

16. 3.82 Verordnung des Regierungspräsidiums Tübingenals höhere Naturschutz- und obere Jagdbe-
hörde über das Naturschutzgebiet»Immerland« . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 119 

Landesenteignungsgesetz (LEntG) 

Vom 6. April 1982 

Der Landtag hat am 25. März 1982 das folgende 
Gesetz beschlossen: 

INHAL TSUBERSICHT 

ERSTER TEIL 

Allgemeine Vorschriften 

Anwendungsbereich 

Enteignungszweck 

Gegenstand der Enteignung 

Zulässigkeit der Enteignung 

Umfang der Enteignung 

Vorarbeiten auf Grundstücken 

ZWEITER TEIL 

Entschädigung und Härteausgleich 

Entschädigungsgrundsätze 

En tschädigungsberechtigter und 
Entschädigungsverpflichteter 

§§ 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

1 

8 

Entschädigung für den Rechtsverlust 

Entschädigung für andere 
Vermögensnachteile 

Behandlung der Rechte der 
Nebenberechtigten 

Schuldübergang 

Entschädigung in Geld 

Entschädigung in Land 

Entschädigung durch Gewährung anderer 
Rechte 

Härteausgleich 

DRITTER TEIL 

Verfahren 

1. Abschnitt 

Enteignungsverfahren 

Enteignungsbehörde 

Enteignungsantrag 

Beteiligte 

Entschädigung statt Wiedereinsetzung 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

11 

18 

19 

20 



98 GBl.1982 Nr.8 

§§ 

Erforschung des Sachverhalts 21 

Vorbereitung der mündlichen Verhandlung 22 

Mündliche Verhandlung 23 

Planfeststellung 24 

Bindungswirkung des Planfeststellungs-
verfahrens 25 

Verfügungs- und Veränderungssperre 26 

Einigung 21 

Entscheidung der Enteignungsbehörde 28 

Enteignungsbeschluß 29 

Verwendungsfrist 30 

Verfahren bei der Entschädigung durch 
Gewährung anderer Rechte 31 

Ausführungsanordnung 32 

Hinterlegung 33 

Verteilungsverfahren 34 

Aufhebung des Enteignungsbeschlusses 35 

Vollstreckbare Titel 36 

2. Abschnitt 

Vorzeitige Besitzeinweisung 

Anordnung der vorzeitigen Besitzeinweisung 31 

Wirkung der vorzeitigen Besitzeinweisung 38 

3. Abschnitt 

Kosten und Aufwendungen 

Gebühren und Auslagen 

Aufwendungen der Beteiligten 

4. Abschnitt 

Antrag auf gerichtliche 
Entscheidung 

VIERTER TEIL 

Rückenteignung 

Anspruch auf Rückenteignung 

Entschädigung für die Rückenteignung 

FUNFTER TEIL 

Ubergangs- und Schlußvorschriften 

Angemessene Entschädigung 

Ordnungswidrigkeiten 

Anhängige Verfahren; ehrenamtliche 
Beisitzer 

Aufhebung von Rechtsvorschriften 

Änderung von Gesetzen 

Inkrafttreten 

39 

40 

41 

42 

43 

44 

45 

46 

41 
48 

49 

ERSTER TEIL 

Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Anwendungsbereich 

Dieses Gesetz gilt für alle förmlichen Enteignun­
gen, die sich auf Grundstücke beziehen, soweit 
nicht Bundesrecht anzuwenden ist. 

§ 2 

Enteignungszweck 

Nach diesem Gesetz kann enteignet werden, um 

1. Vorhaben zu verwirklichen, für die andere 
Gesetze die Enteignung ausdrücklich zulas­
sen, 

2. andere Vorhaben zu verwirklichen, die dem 
Wohle der Allgemeinheit dienen, insbesonde­
re um 

a) Einrichtungen für die Jugendhilfe, Gesund­
heits- und Wohlfahrtspflege sowie Sport­
und Freizeiteinrichtungen, 

b) Einrichtungen für Schulen, Hochschulen und 
andere Zwecke von Kultur, Wissenschaft 
und Forschung, 

c) Einrichtungen für die öffentliche Versor­
gung oder Entsorgung, 

d) Einrichtungen, die dem Umweltschutz die­
.nen, 

e) Einrichtungen zur Aufrechterhaltung der öf­
fentlichen Sicherheit und des Strafvollzugs, 

f) Einrichtungen des öffentlichen und nichtöf­
fentlichen Verkehrs 

zu schaffen und zu verändern. 

§3 

Gegenstand der Enteignung 

(1) Durch Enteignung können 

'I. das Eigentum an Grundstücken entzogen oder 
belastet werden, 

2. andere Rechte an Grundstücken entzogen, ge­
ändert oder belastet werden, 

3. persönliche Rechte entzogen werden, die zum 
Erwerb, Besitz oder zur Nutzung von Grund­
stücken berechtigen oder die den Verpflichte­
ten in der Nutzung von Grundstücken be­
schränken, 
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4. soweit es in diesem Gesetz vorgesehen ist, 
Rechtsverhältnisse begründet werden, die per­
sönliche Rechte im Sinne von Nummer 3 ge­
währen. 

(2) Zur vorübergehenden Benutzung von Grund­
stücken können Rechtsverhältnisse begründet 
werden, die persönliche Rechte gewähren. 

(3) Die für Grundstücke geltenden Vorschriften 
dieses Gesetzes sind auf Grundstücksteile ent­
sprechend anzuwenden. 

(4) Die für das Eigentum an Grundstücken gel­
tenden Vorschriften dieses Gesetzes sind, soweit 
nichts anderes bestimmt ist, auf grundstücksglei­
che Rechte entsprechend anzuwenden. 

(5) Die für die Entziehung oder Belastung des Ei­
gentums an Grundstücken geltenden Vorschrif­
ten dieses Gesetzes sind auf die Entziehung, Be­
lastung, Änderung oder Begründung der in Ab­
satz 1 Nr.2 bis 4 bezeichneten Rechte entspre­
chend anzuwenden. 

§4 

Zulässigkeit der Enteignung 

(1) Die Enteignung ist im einzelnen Fall nur zu­
lässig, soweit sie zum Wohle der Allgemeinheit 
erforderlich ist und der Enteignungszweck auf 
andere zumutbare Weise nicht erreicht werden 
kann. 

{2} Die Enteignung setzt voraus, daß der Antrag­
steller sich ernsthaft um den freihändigen Er­
werb des Grundstücks zu angemessenen Bedin­
gungen bemüht hat und glaubhaft macht, daß das 
Grundstück innerhalb angemessener Frist für 
den Enteignungszweck verwendet wird. 

(3) Die Enteignung zu dem Zweck, durch Enteig­
nung entzogene Rechte durch neue Rechte zu er­
setzen, ist nur zulässig, soweit der Ersatz im 
Zweiten und Vierten Teil vorgesehen ist. 

§5 

Umfang der Enteignung 

(1) Die Enteignung darf nur in dem Umfang 
durchgeführt werden, in dem sie zur Verwirkli­
chung des Enteignungszwecks erforderlich ist. 
Reicht die Belastung eines Grundstücks mit ei­
nem Recht zur Verwirklichung des Enteignungs­
zwecks aus, ist die Enteignung hierauf zu be­
schränken. 

(2) Soll ein Grundstück mit einem Erbbaurecht 
belastet werden, kann der Eigentümer anstelle 
der Belastung die Entziehung des Eigentums ver­
langen. Soll ein Grundstück mit einem anderen 
Recht belastet werden, kann der Eigentümer die 
Entziehung des Eigentums verlangen, wenn die 
Belastung für ihn unbillig ist. 

(3) Sollen Grundstücksteile oder einzelne von 
mehreren räumlich oder wirtschaftlich zusam­
menhängenden Grundstücken enteignet werden, 
kann der Eigentümer die Ausdehnung der Ent­
eignung auf die ihm verbleibenden Grundstücks­
teile oder Grundstücke verlangen, soweit er 
diese nicht mehr in angemessenem Umfang bau­
lich oder wirtschaftlich nutzen kann. 

(4) Der Eigentümer kann verlangen, daß die Ent­
eignung auf das Zubehör sowie die nur vorüber­
gehend mit dem Grundstück verbundenen oder 
in ein Gebäude eingefügten Sachen erstreckt 
wird, soweit er diese Gegenstände infolge der 
Enteignung nicht mehr wirtschaftlich nutzen 
oder in anderer Weise angemessen verwerten 
kann. 

(5) Ein Verlangen nach den Absätzen 2 bis 4 ist 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Enteig­
nungsbehörde bis zum Schluß der mündlichen 
Verhandlung oder, wenn die mündliche Ver­
handlung auf Grund eines Verzichts der Beteilig­
ten entfällt, spätestens mit der Verzichtserklä­
rung geltend zu machen. 

§6 

Vorarbeiten auf Grundstücken 

(1) Die Beauftragten der Enteignungsbehörde 
und des Trägers des Vorhabens sind befugt, 
Grundstücke zu betreten, zu vermessen und auf 
ihnen andere Vorarbeiten vorzunehmen, die not­
wendig sind, um die Eignung der Grundstücke 
für Vorhaben, für die enteignet werden kann, be­
urteilen zu können. Lassen Eigentümer und Be­
sitzer von Grundstücken Vorarbeiten von Beauf­
tragten des Trägers des Vorhabens nicht zu, so 
entscheidet auf dessen Antrag die Enteignungs­
behörde. Die Entscheidung kann befristet, be­
dingt oder mit Auflagen versehen und von der 
Leistung einer Sicherheit in Höhe der zu erwar­
tenden Entschädigung nach Absatz 3 abhängig 
gemacht werden. Eigentümer und Besitzer sind 
verpflichtet, die in Satz 1 und 2 vorgesehenen 
Maßnahmen zu dulden. Wohnungen dürfen nur 
mit Einwilligung des Wohnungsinhabers betre­
ten werden. 
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(2) Von der Absicht, Vorarbeiten nach Absatz 1 
durchzuführen, sind Eigentümer und Besitzer 
rechtzeitig vor dem Betreten der Grundstücke zu 
benachrichtigen. Die Benachrichtigung kann durch 
öffentliche Bekanntmachung erfolgen, soweit die 
Vorarbeiten auf eine Vielzahl von Grundstücken 
erstreckt werden müssen oder Eigentümer und 
Besitzer nicht oder nur unter unverhältnismäßi­
gen Schwierigkeiten ermittelt werden können. 
Die Bekanntmachung wird von der Gemeinde, in 
deren Gebiet die Grundstücke liegen, auf Kosten 
des Trägers des Vorhabens durchgeführt. 

(3) Entsteht durch eine Maßnahme nach Absatz 1 
dem Eigentümer oder Besitzer ein unmittelbarer 
Vermögensnachteil, ist dafür von dem Träger 
des Vorhabens eine angemessene Entschädigung 
zu leisten. Kommt eine Einigung über die Ent­
schädigung nicht zustande, setzt die Enteig­
nungsbehörde die Entschädigung fest. Die Betei­
ligten sind vorher zu hören. 

ZWEITER TEIL 

Entschädigung und Härteausgleich 

§7 

Entschädigungsgrundsätze 

(1) Für die Enteignung ist Entschädigung zu lei­
sten. 

(2) Die Entschädigung wird gewährt 

1. für den durch die Enteignung eintretenden 
Rechtsverlust, 

2. für andere durch die Enteignung eintretende 
Vermögensnachteile. 

(3) Vermögensvorteile, die dem Entschädigungs­
berechtigten infolge der Enteignung entstehen, 
sind bei der Festsetzung der Entschädigung zu 
berücksichtigen. Hat bei der Entstehung eines 
Vermögensnachteils ein Verschulden des Ent­
schädigungsberechtigten mitgewirkt, ist § 254 
des Bürgerlichen Gesetzbuches entsprechend an­
zuwenden. 

(4) Für die Bemessung der Entschädigung ist der 
Zustand des Grundstücks in dem Zeitpunkt maß­
gebend, in dem die Enteignungsbehörde über den 
Enteignungsantrag entscheidet. In den Fällen der 
vorzeitigen Besitzeinweisung oder der vorzeiti­
gen Besitzüberlassung ist der Zustand in dem 
Zeitpunkt maßgebend, in dem diese wirksam 
wird. 

§ 8 

Entschädigungsberechtigter und 
Entschädigungsverpflichteter 

(1) Die Entschädigung kann verlangen, wer in 
seinem Recht durch die Enteignung beeintriich­
tigt wird und dadurch einen Vermögensnachteil 
erleidet. 

(2) Zur Leistung der Entschädigung ist der Ent­
eignungsbegünstigte verpflichtet. 

§9 

Entschädigung tür den Rechtsverlust 

(1) Die Entschädigung für den durch die Enteig­
nung eintretenden Rechtsverlust bemißt sich 
nach dem Verkehrswert des Grundstücks oder 
des sonstigen Gegenstands der Enteignung. Der 
Verkehrswert wird durch den Preis bestimmt, 
der im gewöhnlichen Geschäftsverkehr nach den 
rechtlichen Gegebenheiten und tatsächlichen Ei­
genschaften, der sonstigen Beschaffenheit und 
der Lage des Enteignungsgegenstands ohne 
Rücksicht auf ungewöhnliche oder persönliche 
Verhältnisse zu erzielen wäre. 

(2) Maßgebend ist der Verkehrswert in dem Zeit­
punkt, in dem die Enteignungsbehörde über die 
Entschädigung entscheidet. 

(3) Bei der Festsetzung der Entschädigung blei­
ben unberücksichtigt: 

1. Wertsteigerungen eines Grundstücks, die in 
der Aussicht auf eine Änderung der zulässi­
gen Nutzung eingetreten sind, wenn die Ände­
rung nicht in absehbarer Zeit zu erwarten ist, 

2. Wertänderungen, die infolge der bevorstehen­
den Enteignung eingetreten sind, 

3. Werterhöhungen, die nach dem Zeitpunkt ein­
getreten sind, in dem der Eigentümer zur Ver­
meidung der Enteignung ein Kauf- oder 
Tauschangebot des Antragstellers zu ange­
messenen Bedingungen hätte annehmen kön­
nen, es sei denn, daß der Eigentümer Kapital 
oder Arbeit für sie aufgewendet hat, 

4. wertsteigernde Veränderungen, die unter 
Verstoß gegen die Verfügungs- und Verände­
rungssperre vorgenommen worden sind, 

5. rechtsgeschäftliche Vereinbarungen, soweit 
sie von üblichen Vereinbarungen auffällig ab­
weichen und Tatsachen die Annahme recht­
fertigen, daß sie getroffen worden sind, um ei­
ne höhere Entschädigungsleistung zu erlan­
gen. 
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(4) Für bauliche Anlagen, deren entschädigungs­
lose Beseitigung auf Grund öffentlich-rechtlicher 
Vorschriften gefordert werden kann, ist eine 
Entschädigung nur zu gewähren, soweit es aus 
Gründen der Billigkeit geboten ist. Kann die Be­
seitigung entschädigungslos erst nach Ablauf ei­
ner Frist gefordert werden, ist die Entschädigung 
nach dem Verhältnis der restlichen Frist zu der 
gesamten Frist zu bemessen. 

(5) Wird der Wert des Eigentums an dem Grund­
stück durch Rechte Dritter gemindert, die an 
dem Grundstück aufrechterhalten, an einem an­
deren Grundstück neu begründet oder gesondert 
entschädigt werden, ist dies bei der Festsetzung 
der Entschädigung für den Rechtsverlust zu be­
rücksichtigen. 

§ 10 

Entschädigung für andere 
Vermögensnachteile 

(1) Wegen anderer durch die Enteignung eintre­
tender Vermögensnachteile ist eine Entschädi­
gung nur zu gewähren, soweit diese Vermögens­
nachteile nicht schon bei der Bemessung der Ent­
schädigung für den Rechtsverlust berücksichtigt 
sind. Die Entschädigung ist unter gerechter Ab­
wägung der Interessen der Allgemeinheit und 
der Beteiligten festzusetzen, insbesondere für 

1. den vorübergehenden oder dauernden Ver­
lust, den der bisherige Eigentümer in seiner 
Berufs- oder Erwerbstätigkeit oder in der Er­
füllung der ihm wesensgemäß obliegenden 
Aufgaben erleidet, jedoch nur bis zu dem Be­
trag des Aufwandes, der erforderlich ist, um 
ein anderes Grundstück in der gleichen Weise 
wie das zu enteignende Grundstück zu nutzen, 

2. die Wertminderung, die durch die Enteignung 
eines Grundstücksteils oder einzelner von 
mehreren räumlich oder wirtschaftlich zusam­
menhängenden Grundstücken bei den dem Ei­
gentümer verbleibenden Grundstücksteilen 
oder Grundstücken oder durch die Enteignung 
des Rechts an einem Grundstück bei einem 
anderen Grundstück entsteht, soweit die 
Wertminderung nicht schon bei der Festset­
zung der Entschädigung nach Nummer 1 be­
rücksichtigt ist, 

3. die notwendigen Aufwendungen für einen 
durch die Enteignung erforderlich werdenden 
Umzug. 

(2) Im Falle des Absatzes 1 Nr. 2 ist § 9 Abs. 3 
Nr. 3 sinngemäß anzuwenden. 

§11 

Behandlung der Rechte der 
Nebenberechtigten 

(1) Rechte an dem zu enteignenden Grundstück 
sowie persönliche Rechte, die zum Besitz oder 
zur Nutzung des Grundstücks berechtigen oder 
den Verpflichteten in der Nutzung des Grund­
stücks beschränken, können aufrechterhalten 
werden, soweit dies mit dem Enteignungszweck 
zu vereinbaren ist. 

(2) Als Ersatz für ein Recht an einem Grund­
stück, das nicht aufrechterhalten wird, kann mit 
Zustimmung des Rechtsinhabers das Ersatzland 
oder ein anderes Grundstück des Enteignungsbe­
günstigten mit einem entsprechenden Recht be­
lastet werden. Als Ersatz für ein persönliches 
Recht, das nicht aufrechterhalten wird, kann mit 
Zustimmung des Rechtsinhabers ein Rechtsver­
hältnis begründet werden, das ein Recht gleicher 
Art in Bezug auf das Ersatzland oder auf ein an­
deres Grundstück des Enteignungsbegünstigten 
gewährt. Als Ersatz für dingliche oder persönli­
che Rechte eines öffentlichen Verkehrsuntemeh­
mens, eines Trägers der öffentlichen Versor­
gung mit Elektrizität, Gas, Wärme oder Wasser 
oder eines Trägers der öffentlichen Verwertung 
oder Beseitigung von Abwässern, die auf diese 
Rechte zur Erfüllung ihrer wesensgemäßen Auf­
gaben angewiesen sind, sind auf ihren Antrag 
Rechte gleicher Art am Ersatzland oder an einem 
anderen Grundstück des Enteignungsbegünstig­
ten zu begründen. Anträge nach Satz 3 müssen 
vor Beginn der mündlichen Verhandlung schrift­
lich oder zur Niederschrift der Enteignungsbe­
hörde oder, wenn die mündliche Verhandlung 
auf Grund eines Verzichts der Beteiligten ent­
fällt, spätestens mit der Verzichtserklärung ge­
stellt werden. 

(3) Soweit Rechte nicht aufrechterhalten oder 
nicht durch neue Rechte ersetzt werden, sind bei 
der Enteignung eines Grundstücks gesondert zu 
entschädigen 

1. Erbbauberechtigte, Altenteilsberechtigte so­
wie Inhaber von Dienstbarkeiten und Er­
werbsrechten an dem Grundstück, 

2. Inhaber von persönlichen Rechten, die zum 
Besitz oder zur Nutzung des Grundstücks be­
rechtigen, wenn der Berechtigte im Besitz des 
Grundstücks ist, 

3. Inhaber von persönlichen Rechten, die zum 
Erwerb des Grundstücks berechtigen oder den 
Verpflichteten in der Nutzung des Grund­
stücks beschränken. 
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(4) Berechtigte, deren Rechte nicht aufrechter­
halten, nicht durch neue Rechte ersetzt und nicht 
gesondert entschädigt werden, haben bei der 
Enteignung eines Grundstücks Anspruch auf Er­
satz des Wertes ihres Rechts aus der Geldent­
schädigung für das Eigentum an dem Grund­
stück, soweit sich ihr Recht auf dieses erstreckt. 
Dies gilt entsprechend für die Geldentschädigun­
gen, die für den durch die Enteignung eintreten­
den Rechtsverlust in anderen Fällen oder nach 
§ 10 Satz 2 Nr. 2 festgesetzt werden. 

§ 12 

Schuldübergang 

(1) Haftet bei einer Hypothek, die aufrechterhal­
ten oder durch ein neues Recht an einem ande­
ren Grundstück ersetzt wird, der von der Enteig­
nung Betroffene zugleich persönlich, übernimmt 
der Enteignungsbegünstigte die Schuld in Höhe' 
der Hypothek. §§ 415 und 416 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches sind entsprechend anzuwenden; 
als Veräußerer im Sinne von § 416 ist der von 
der Enteignung Betroffene anzusehen. 

(2) Das gleiche gilt, wenn bei einer Grundschuld 
oder Rentenschuld, die aufrechterhalten oder 
durch· 'ein neues Recht an einem anderen Grund­
stück ersetzt wird, der von der Enteignung Be­
troffene zugleich persönlich haftet, sofern er spä­
testens bis zum Schluß der mündlichen Verhand­
lung oder, wenn die mündliche Verhandlung auf 
Grund eines Verzichts der Beteiligten entfällt, 
spätestens mit der Verzichtserklärung die gegen 
ihn bestehende Forderung unter Angabe ihres 
Betrages und Grundes angemeldet und auf Ver­
langen der Enteignungsbehörde oder eines Betei­
ligten glaubhaft gemacht hat. 

§ 13 

Entschädigung in Geld 

(1) Die Entschädigung ist in einem einmaligen 
Betrag zu leisten, soweit dieses Gesetz nichts an­
deres bestimmt. Auf Antrag des Entschädigungs­
berechtigten kann die Entschädigung in wieder­
kehrenden Leistungen festgesetzt werden, wenn 
dies den übrigen Beteiligten zuzumuten ist. 

(2) Einmalige Entschädigungsbeträge sind mit 
zwei vom Hundert über dem jeweiligen Diskont­
satz der Deutschen Bundesbank jährlich von dem 

Zeitpunkt an zu verzinsen, in dem die Nutzungs­
möglichkeit dem von der Enteignung Betroffenen 
entzogen oder er in ihr beschränkt wird. 

(3) Für die Belastung eines Grundstücks mit ei­
nem Erbbaurecht ist die Entschädigung in einem 
Erbbauzins zu leisten. 

§ 14 

Entschädigung in Land 

(1) Die Entschädigung ist auf Antrag des Eigen­
tümers in geeignetem Ersatzland festzusetzen, 
soweit dieser zur Sicherung seiner Berufs- oder 
Erwerbstätigkeit oder zur Erfüllung seiner ihm 
wesensgemäß obliegenden Aufgaben auf Ersatz­
land angewiesen ist und der Enteignungsbegün­
stigte 

1. über als Ersatzland geeignete Grundstücke 
verfügt, auf die er nicht mit seiner Berufs­
oder Erwerbstätigkeit oder zur Erfüllung der 
ihm wesensgemäß obliegenden Aufgaben an­
gewiesen ist, oder 

2. geeignetes Ersatzland nach pflichtgemäßem 
Ermessen der Enteignungsbehörde freihändig 
zu angemessenen Bedingungen und binnen 
einer angemessenen Frist beschaffen kann. 

Ein Grundstück ist nicht als Ersatzland geeig­
net, wenn es selbst oder sein Ertrag unmittelbar 
einem in § 2 genannten Zweck oder in sonstiger 
Weise der Allgemeinheit in besonderem Maße 
dient oder zu dienen bestimmt ist. Ein land- oder 
forstwirtschaftliches Grundstück ist außerdem 
nicht als Ersatzland geeignet, wenn seine Uber­
tragung auf den Entschädigungsberechtigten zu 
einer Änderung der bisherigen Nutzungsart oder 
zu einer nachteiligen Veränderung der Agrar­
struktur führen würde. 

(2) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 
ist die Entschädigung auf Antrag des Eigentü­
mers auch dann in geeignetem Ersatzland festzu­
setzen, wenn ein Grundstück enteignet werden 
soll, das mit einem eigengenutzten Eigenheim 
oder einer eigengenutzten Kleinsiedlung bebaut 
ist. Dies gilt nicht, wenn nach öffentlich-rechtli­
chen Vorschriften der Abbruch des Gebäudes je­
derzeit entschädigungslos gefordert werden 
kann. 

(3) Die Entschädigung kann auf Antrag in Ersatz­
land festgesetzt werden, soweit diese Art der 
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Entschädigung unter gerechter Abwägung der 
Interessen der Allgemeinheit und der Beteiligten 
angemessen ist und der Enteignungsbegünstigte 
über nach Absatz 1 geeignete Grundstücke ver­
fügt oder sich solche freihändig zu angemesse­
nen Bedingungen beschaffen kann. 

(4) Für die Bewertung des Ersatzlandes ist § 9 
entsprechend anzuwenden. Hierbei ist die Wert­
erhöhung zu berücksichtigen, die das übrige 
Grundvermögen des Betroffenen durch den Er­
werb des Ersatzlandes über dessen Wert nach 
Satz 1 hinaus erfährt. Hat das Ersatzland einen 
geringeren Wert als das zu enteignende Grund­
stück, ist eine dem Wertunterschied entspre­
chende zusätzliche Geldentschädigung festzuset­
zen. Hat das Ersatzland einen höheren Wert als 
das zu enteignende Grundstück, ist festzusetzen, 
daß der Entschädigungsberechtigte an den Ent­
eignungsbeQÜnstigten eine dem Wertunterschied 
entsprechende Ausgleichszahlung zu leisten hat. 
Die Ausgleichszahlung wird mit dem nach § 32 
Abs.3 Satz 1 in der Ausführungsanordnung fest­
gesetzten Tag fällig. 

(5) Wird die Entschädigung in Land festgesetzt, 
sollen dingliche oder persönliche Rechte, soweit 
sie nicht an de~ zu enteignenden Grundstück 
aufrechterhalten werden, auf Antrag des Rechts­
inhabers nach Maßgabe des § 11 Abs.2 ersetzt 
werden. Soweit das nicht möglich oder 'nicht aus­
reichend ist, sind die Inhaber der Rechte geson­
dert in Geld zu entschädigen i dies gilt für die in 
§ 11 Abs. 4 bezeichneten Berechtigten nur, so­
weit ihre Rechte nicht durch eine dem Eigentü­
mer nach Absatz 4 zu gewährende zusätzliche 
Geldentschädigung gedeckt werden. 

(6) Sind Miteigentum, grundstücksgleiche Rechte 
oder Rechte nach dem Wohnungseigentumsge­
setz ebenso zur Sicherung der Berufs- oder Er­
werbstätigkeit des Berechtigten oder zur Erfül­
lung der ihm wesensgemäß obliegenden Aufga­
ben geeignet, können dem Eigentümer diese 
Rechte anstelle des Ersatzlandes angeboten wer­
den. Der Eigentümer ist in Geld abzufinden, 
wenn er die ihm nach Satz 1 angebotene Ent­
schädigung ablehnt. § 15 bleibt unberührt. 

(1) Anträge nach den Absätzen 1 bis 3 und 5 sind 
schriftlich oder zur Niederschrift der Enteig­
nungsbehörde zu stellen, und zwar in den Fällen 
der Absätze 1 bis 3 vor Beginn und im Falle des 
Absatzes 5 bis zum Schluß der mündlichen Ver­
handlung oder, wenn diese auf Grund eines Ver­
zichts der Beteiligten entfällt, spätestens mit der 
Verzichtserklärung . 

§ 15 

Entschädigung durch Gewährung 
anderer Rechte 

(1) Soweit es unter Abwägung der Belange deI 
Beteiligten der Billigkeit entspricht, kann die 
Entschädigung auf Antrag des Eigentümers ganz 
oder teilweise in Miteigentum, grundstücksglei­
chen Rechten, Rechten nach dem Wohnungs ei­
gentumsgesetz oder sonstigen Rechten an dem 
durch die Enteignung zu erwerbenden oder an 
einem anderen Grundstück des Enteignungsbe­
günstigten oder in Immobilienfondsanteilen hn 
Sinne von § 25 Abs. 5 des Städtebauförderungs­
gesetzes festgesetzt werden. Bei Wertunterschie­
den zwischen den Rechten nach Satz 1 und dem 
Enteignungsgegenstand ist § 14 Abs.4 entspre­
chend anzuwenden. 

(2) Der Antrag nach Absatz 1 ist bis zum Schluß 
derl mündlichen Verhandlung oder, wenn die 
mündliche Verhandlung auf Grund eines Ver­
zichts der Beteiligten entfällt, spätestens mit der 
Verzichtserklärung schriftlich oder zur Nieder­
schrift der Enteignungsbehörde zu stellen. 

§ 16 

Härteausgleich 

(1) Entstehen einem Mieter, Pächter oder sonsti­
gen Nutzungsberechtigten, dessen Rechtsver­
hältnis durch eine Enteignung auf Grund dieses 
Gesetzes oder durch Kündigung oder Vereinba­
rung im Hinblick auf die bevorstehende Enteig­
nung beendet wird, wirtschaftliche Nachteile, 
die für ihn eine besondere Härte bedeuten und 
für die eine Entschädigung nach diesem Gesetz 
nicht zu leisten ist und die auch nicht durch son­
stige Maßnahmen ausgeglichen werden, kann die 
Enteignungsbehörde auf Antrag einen Ausgleich 
in Geld festsetzen, soweit dies der Billigkeit ent­
spricht (Härteausgleich). Zur Leistung des Härte­
ausgleichs ist der Enteignungsbegünstigte ver­
pflichtet. Der Härteausgleich kann auch in der 
Gewährung eines zinsgünstigen Darlehens oder 
eines Zinszuschusses für ein Darlehen bestehen. 

(2) Ein Härteausgleich wird nicht gewährt, so­
weit der Antragsteller es unterlassen hat, die 
Nachteile durch zumutbare Maßnahmen abzu­
wenden. 

(3) Der Antrag auf Härteausgleich ist innerhalb 
eines Jahres nach Beendigung des Rechtsver­
hältnisses bei der Enteignungsbehörde zu stellen. 
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DRITTER TEIL 

Verfahren 

1. ,Abschnitt 

Enteignungsverfahren 

§ 17 

Enteignungsbehörde 

(1) Das Enteignungsverfahren wird vom Regie­
rungspräsidium (Enteignungsbehörde) durchge­
führt. 

(2) Ortlich zuständig ist die Enteignungsbehörde, 
in deren Bezirk der Enteignungsgegenstand liegt. 
Sind mehrere Enteignungsbehörden für ein Vor­
haben zuständig und ist es zweckmäßig, das Ver­
fahren einheitlich durchzuführen, so bestimmt 
die gemeinsame fachlich zuständige Aufsichtsbe­
hörde die zuständige Enteignungsbehörde. 

(3) Entscheidungen auf Grund mündlicher Ver­
handlung trifft ein bei der Enteignungsbehörde 
gebildeter Ausschuß. Dem Ausschuß gehören ein 
Bediensteter der Enteignungsbehörde als Vorsit­
zender sowie zwei ehrenamtliche Beisitzer als 
weitere Mitglieder an. 

(4) Das Regierungspräsidium bestellt die erfor­
derliche Anzahl ehrenamtlicher Beisitzer auf die 
Dauer von vier Jahren. Die Beisitzer sollen die 
für ihr Amt erforderliche Eignung und Erfahrung 
besitzen. Sie erhalten Entschädigung nach dem 
Gesetz über die Entschädigung der ehrenamtli­
chen Richter. 

§ 18 

Enteignungsantrag 

(1) Der Antrag auf Durchführung eines Enteig­
nungsverfahrens ist schriftlich bei der Enteig­
nungsbehörde zu stellen. 

(2) Der Antragsteller hat die zur Beurteilung des 
Vorhabens und des Enteignungsantrags erforder­
lichen Unterlagen einzureichen. Er hat insbeson­
dere den Enteignungsgegenstand genau zu be­
zeichnen und soll die Namen und Anschriften 
der Beteiligten angeben. 

§ 19 

Beteiligte 

(1) In dem Enteignungsverfahren sind Beteiligte 

1. der Antragsteller, 

2. der Enteignungsbegünstigte, 

3. der Eigentümer und diejenigen, für die ein 
Recht an dem Grundstück oder an einem das 
Grundstück belastenden Recht im Grundbuch 
eingetragen oder durch Eintragung gesichert 
ist oder für die ein Wasserrecht oder eine 
wasserrechtliche Befugnis im Wasserbuch 
eingetragen ist, 

4. der Inhaber 

a) eines nicht im Grundbuch eingetragenen 
Rechts an dem Grundstück oder an einem 
das Grundstück belastenden Recht, 

b) eines Anspruchs mit dem Recht auf Befrie­
digung aus dem Grundstück, 

c) eines Rechts, das zum Erwerb, Besitz oder 
zur Nutzung des Grundstücks berechtigt 
oder die Nutzung des Grundstücks be­
schränkt, 

auf Grund der Anmeldung seines Rechts bei 
der Enteignungsbehörde. 

Die Enteignungsbehörde soll die Gemeinde auf 
ihren Antrag als Beteiligte hinzuziehen. 

(2) Die Anmeldung nach Absatz 1 Satz 1 Nr.4 
kann bis zum Schluß der mündlichen Verhand­
lung oder, wenn diese auf Grund eines Verzichts 
der Beteiligten entfällt, spätestens mit der Ver­
zichtserklärung erfolgen. Bestehen Zweifel an 
dem angemeldeten Recht, so hat die Enteig­
nungsbehörde dem Anmeldenden unverzüglich 
eine Frist zur Glaubhaftmachung seines Rechts 
zu setzen. Nach fruchtlosem Ablauf der Frist ist 
der Anmeldende bis zur Glaubhaftmachung sei­
nes Rechts an dem Enteignungsverfa,hren nicht 
mehr zu beteiligen. 

(3) Der im GrundbuCh eingetragene Gläubiger ei­
ner Hypothek, Grundschuld oder Rentenschuld, 
für die ein Brief erteilt ist, und jeder seiner 
Rechtsnachfolger hat auf Verlangen der Enteig­
nungsbehörde eine Erklärung darüber abzuge­
ben, ob ein anderer die Hypothek, Grundschuld 
oder Rentenschuld oder ein Recht daran erwor­
ben hat. Die Person des Erwerbers ist dabei zu 
bezeichnen. 
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§ 20 

Entschädigung statt Wiedereinsetzung 

Liegen die Voraussetzungen für die Gewährung 
der Wiedereinsetzung in den vorigen Stand oder 
für die Verlängerung einer von der Enteignungs­
behörde gesetzten Frist vor. kann die Enteig­
nungsbehörde anstelle einer Entscheidung. die 
den durch das bisherige Verfahren herbeigeführ­
ten neuen Rechtszustand ändern würde. eine Ent­
schädigung festsetzen. 

§ 21 

Erforschung des Sachverhalts 

(1) Zur Ermittlung des Sachverhalts kann die 
Enteignungsbehörde anordnen. daß 

1. Beteiligte persönlich erscheinen. 

2. Urkunden und sonstige Unterlagen vorgelegt 
werden, auf die sich ein Beteiligter berufen 
hat, 

3. Hypotheken-. Grundschuld- und Rentenschuld­
gläubiger die in ihrem Besitz befindlichen Hy­
potheken-. Grundschuld- und Rentenschuld­
briefe vorlegen. 

(2) Im Enteignungsverfahren sind Zeugen zur 
Aussage und Sachverständige zur Erstattung von 
Gutachten verpflichtet. Im übrigen ist § 65 des 
Landesverwaltungsverfahrensgesetzes anzuwen­
den. 

(3) Die Enteignungsbehörde kann die Durchfüh­
rung des Enteignungsverfahrens davon abhängig 
machen, daß 

1. die Mittel für die Verwirklichung des Vorha­
bens nachgewiesen werden. 

2. Sicherheit bis zur Höhe der zu erwartenden 
Enteignungsentschädigung geleistet wird, 

3. ein für das Vorhaben erforderlicher Planfest­
stellungsbeschluß oder eine sonst hierfür er­
forderliche behördliche Entscheidung beige­
bracht werden. 

§ 22 

Vorbereitung der mündlichen 
Verhandlung 

(1) Die Enteignungsbehörde soll schon vor der 
mündlichen Verhandlung alle Anordnungen tref­
fen. die erforderlich sind, um das Verfahren 
möglichst in einem Verhandlungstermin zu erle-

digen. Sie soll den Beteiligten sowie den Behör­
den und Stellen, die Träger öffentlicher Belange 
sind und deren Aufgabenbereich durch das Vor­
haben berührt wird, Gelegenheit zur Äußerung 
geben. 

(2) Die Gemeinde, in deren Gebiet sich der Ent­
eignungsgegenstand befindet, hat das Enteig­
nungsverfahren mindestens zwei Wochen vor 
dem ersten Termin zur mündlichen Verhandlung 
auf Kosten des Trägers des Vorhabens öffentlich 
bekanntzumachen; dies gilt nicht im Fall des § 23 
Abs. 2 Nr. 2. Die Bekanntmachung soll enthalten 

1. die Angabe des ersten Termins zur mündli­
chen Verhandlung. 

2. die Bezeichnung des Antragstellers und des 
Enteignungsgegenstandes. 

3. den wesentlichen Inhalt des Enteignungsan­
trags mit dem Hinweis, daß der Antrag mit 
den ihm beigefügten Unterlagen bei der Ent­
eignungsbehörde oder einer von ihr bestimm­
ten Stelle eingesehen werden kann, 

4. die Aufforderung, etwaige Einwendungen ge­
gen den Enteignungsantrag möglichst vor der 
mündlichen Verhandlung bei der Enteig­
nungsbehörde schriftlich einzureichen oder 
zur Niederschrift zu erklären, 

5. den Hinweis, daß auch bei Nichterscheinen 
über den Enteignungsantrag und andere im 
Verfahren zu erledigende Anträge entschie­
den werden kann, 

6. einen Hinweis auf die Verfügungs- und Ver­
änderungssperre und ein etwaiges Planfest­
stellungsverfahren. 

Soweit andere Gesetze eine gesonderte Entschei­
dung über die Zulässigkeit der Enteignung vor­
schreiben, darf die Bekanntmachung erst erfol­
gen, wenn diese Entscheidung getroffen ist. 

(3) Zur mündlichen Verhandlung werden die der 
Enteignungsbehörde bekannten Beteiligten gela­
den. Die Ladung ist zuzustellen. Die Ladungsfrist 
beträgt zwei Wochen. 

(4) Die Ladung muß den in Absatz 2 Satz 2 be­
zeichneten Inhalt haben. Die Ladung von Perso­
nen, deren Beteiligung auf einem Antrag auf Ent­
schädigung in Land beruht, muß außerdem auch 
die Bezeichnung des Eigentümers, dessen Ent­
schädigung in Land beantragt ist, und des Grund­
stücks, für das die Entschädigung in Land ge­
währt werden soll, enthalten. 
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(5) Ist im Grundbuch die Anordnung der Zwangs~ 
versteigerung oder Zwangsverwaltung eingetra­
gen, gibt die Enteignungsbehörde dem Vollstrek­
kungsgericht von der Einleitung des Enteig­
nungsverfahrens Kenntnis. 

§ 23 

Mündliche Verhandlung 

(1) Die Enteignungsbehörde entscheidet auf 
Grund mündlicher Verhandlung mit den Beteilig­
ten. Für die mündliche Verhandlung sind §§ 68 
und 71 des Landesverwaltungsverfahrensgeset­
zes entsprechend anzuwenden. 

(2) Die Enteignungsbehörde kann ohne münd­
liche Verhandlung entscheiden, wenn 

1. alle Beteiligten auf sie verzichtet haben, 

2. die Enteignungsbehörde den Beteiligten mit­
geteilt hat, daß sie beabsichtige, ohne 
mündliche Verhandlung zu entscheiden, und 
kein Beteiligter innerhalb einer hierfür gesetz­
ten Frist Einwendungen dagegen erhoben hat, 
oder 

3. die Enteignungsbehörde den Enteignungsan­
trag als aussichtslos abweisen will. 

§ 24 

Planfeststellung 

(1) Erstreckt sich das Vorhaben auf mehrere 
Grundstücke, kann die Enteignungsbehörde bis 
zur Bekanntmachung des Enteignungsverfahrens 
ein Planfeststellungsverfahren einleiten, wenn 
sie es für sachdienlich hält und eine Planfeststel­
lung nicht in anderen Gesetzen vorgesehen ist. 

(2) Auf die Planfeststellung sind die Vorschriften 
des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes mit 
folgenden Abweichungen anzuwenden: 

1. Die Bekanntmachung und die Benachrichti­
gung nach § 13 Abs. 5 und die Bekanntma­
chung nach § 14 Abs.4 Satz 2 Halbsatz 2 des 
Landesverwaltungsverfahrensgesetzes werden 
von der Gemeinde, in deren Gebiet die Grund­
stücke liegen, auf Kosten des Trägers des 
Vorhabens durchgeführt. 

2. In der Bekanntmachung nach § 13 Abs. 5 des 
Landesverwaltungsverfahrensgesetzes ist 
auch auf die Verfügungs- und Veränderungs­
sperre hinzuweisen. 

§ 25 

Bindungswirkung 
des Planfeststellungsverfahrens 

Ist in einem Planfeststellungsverfahren eine für 
die Beteiligten verbindliche Entscheidung über 
die Zulässigkeit und die Art der Verwirklichung 
des Vorhabens getroffen worden, ist diese Ent­
scheidung, wenn sie unanfechtbar oder sofort 
vollziehbar ist, dem Enteignungsverfahren zu­
. grunde zu legen und für die Enteignungsbehörde 
bindend. Gegen Maßnahmen nach diesem Gesetz 
können keine Einwendungen erhoben werden, 
über die im Planfeststellungsverfahren der Sache 
nach entschieden worden ist oder die durch die 
Planfeststellung ausgeschlossen sind. 

§ 26 

Verfügungs- und Veränderungssperre 

(1) Von der Bekanntmachung des Enteignungs­
verfahrens oder vom Beginn der Auslegung des 
Plans im Planfeststellungsverfahren nach § 24 an 
dürfen nur mit schriftlicher Genehmigung der 
Enteignungsbehörde 

1. Verfügungen über ein Grundstück und über 
Rechte an einem Grundstück getroffen oder 
Vereinbarungen abgeschlossen werden, durch 
die einem anderen ein Recht zur Nutzung oder 
Bebauung eines Grundstücks oder Grund­
stücksteils eingeräumt wird, 

2. erhebliche Veränderungen der Erdoberfläche 
oder wesentlich wertsteigernde sonstige Ver­
änderungen des Grundstücks vorgenommen 
werden, 

3. nicht genehmigungspflichtige, aber wertstei­
gernde bauliche Anlagen errichtet oder wert­
steigernde Änderungen solcher Anlagen vor­
genommen werden, 

4. genehmigungspflichtige bauliche Anlagen er-
richtet oder geändert werden. 

Die Genehmigung darf nur versagt werden, 
wenn Grund zu der Annahme besteht, daß das 
Vorhaben die Enteignung unmöglich machen 
oder wesentlich erschweren oder den Enteig­
nungszweck gefährden würde. 

(2) Sind Vorhaben im Sinne von Absatz 1 Satz 1 
zu erwarten, kann die Enteignungsbehörde die 
Genehmigungspflicht bereits anordnen, sobald 
der Enteignungsantrag gestellt ist. Die Anord­
nung ist von der Gemeinde, in deren Gebiet sich 
der Enteignungsgegenstand befindet, auf Kosten 
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des Trägers des Vorhabens öffentlich bekanntzu­
machen. 

(3) Veränderungen, die vor der Sperre in öffent­
lich-rechtlich zulässiger Weise begonnen wor­
den sind, Unterhaltungsarbeiten und die Fortfüh­
rung einer bisher ausgeübten Nutzung werden 
von der Sperre nicht berührt. 

(4) Die Enteignungsbehörde ersucht das Grund­
buchamt, die Sperre im Grundbuch einzutragen. 
Das Grundbuchamt benachrichtigt die Enteig­
nungsbehörde von allen Eintragungen, die nach 
der Sperre vorgenommen werden. 

(5) Wird der Enteignungsantrag abgewiesen oder 
der Enteignungsbeschluß aufgehoben, hat der 
Antragsteller dem Betroffenen für alle auf Grund 
der Sperre entstandenen Vermögensnachteile 
angemessene Entschädigung zu leisten; das glei­
che gilt, wenn die Sperre länger als vier Jahre 
dauert, für die danach auf Grund der Sperre ent­
standenen Vermögensnachteile. Die Entschädi­
gung wird durch die Enteignungsbehörde festge­
setzt. 

§ 27 

Einigung 

(1) Die Enteignungsbehörde hat auf eine Eini­
gung zwischen den Beteiligten hinzuwirken. 

(2) Einigen sich die Beteiligten im Enteignungs­
verfahren in vollem Umfang oder nur über den 
Dbergang oder die Belastung des Eigentums 
(Teileinigung), hat die Enteignungsbehörde über 
die Einigung eine Niederschrift aufzunehmen. 
Die Niederschrift muß den Erfordernissen des 
§ 29 Abs. t entsprechen; sie bedarf der Unter­
schrift der Beteiligten. Der notariellen Beurkun­
dung bedarf sie nur, soweit Bundesrecht dies 
vorschreibt. Die Einigung steht einem nicht mehr 
anfechtbaren Enteignungsbeschluß gleich. Er­
streckt sich die Einigung nur auf den Dbergang 
oder die Belastung des Eigentums, hat die Ent­
eignungsbehörde anzuordnen, daß dem Berech­
tigten eine Vorauszahlung in Höhe der zu er­
wartenden Entschädigung zu leisten ist, soweit 
sich aus der Einigung nichts anderes ergibt. 

(3) Einigen sich die Beteiligten außerhalb des 
Enteignungsverfahrens über den Dbergang oder 
die Belastung des Eigentums, wird auf Antrag ei­
nes Beteiligten das Enteignungsverfahren zur 
Festsetzung der Entschädigung durchgeführt. Für 
das Verfahren gelten die Vorschriften dieses Ab­
schnitts entsprechend; von der Bekanntmachung 
des Enteignungsverfahrens kann abgesehen wer­
den. 

§ 28 

Entscheidung der Enteignungsbehörde 

(1) Soweit eine Einigung nicht zustandekommt, 
entscheidet die Enteignungsbehörde durch Be­
schluß über den Enteignungsantrag, die übrigen 
Anträge und die erhobenen Einwendungen. 

(2) Auf Antrag kann die Enteignungsbehörde 
vorab über den Dbergang oder die Belastung des 
Eigentums oder über sonstige durch die Enteig­
nung zu bewirkende Rechtsänderungen entschei­
den. In diesem Fall hat die Enteignungsbehörde 
anzuordnen, daß dem Berechtigten eine Voraus­
zahlung in Höhe der zu erwartenden Entschädi­
gung zu leisten ist. 

(3) Gibt die Enteignungsbehörde dem Enteig­
nungsantrag statt, entscheidet sie zugleich 

1. darüber, welche Rechte der Nebenberechtig­
ten aufrechterhalten bleiben, 

2. darüber, mit welchen Rechten der Enteig­
nungsgegenstand, das Ersatzland oder ein an­
deres Grundstück belastet werden, 

3. darüber, welche Rechtsverhältnisse begründet 
werden, die persönliche Rechte im Sinne von 
§ 3 Abs. 1 Nr. 3 gewähren, 

4. im Falle der Entschädigung in Land über den 
Eigentumsübergang . 

(4) Die Entscheidung der Enteignungsbehörde ist 
zu begründen, mit einer Belehrung über Zuläs­
sigkeit, Form und Frist des Antrags auf gerichtli­
che Entscheidung zu versehen und zuzustellen. 

§ 29 

EnteignungsbeschluB 

(t) Gibt die Enteignungsbehörde dem Enteig­
nungsantrag staU, muß der Beschluß (Enteig­
nungsbeschluß) bezeichnen 

1. die von der Enteignung Betroffenen, den An­
tragsteller und den Enteignungsbegünstigten, 

2. die sonstigen Beteiligten, 

3. den Enteignungszweck und die Frist, inner­
halb deren der Enteignungsgegenstand zu dem 
vorgesehenen Zweck zu verwenden ist, 

4. den Gegenstand der Enteignung, und zwar 

a) wenn das Eigentum an einem Grundstück 
Gegenstand der Enteignung ist, das Grund­
stück nach seiner grundbuchmäßigen Be­
zeichnung, seiner Größe und den übrigen 
Angaben des Liegenschaftskatasters ; bei ei-
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nem GrundsWcksteil ist zu seiner Bezeich­
nung auf die für die Abschreibung eines 
Grundstücksteils nach der Grundbuchord­
nung erforderlichen Unterlagen Bezug zu 
nehmen, 

b) wenn ein anderes Recht an einem Grund­
stück Gegenstand einer selbständigen Ent­
eignung ist, dieses Recht nach seinem In­
halt und seiner grundbuchmäßigen Bezeich­
nung, 

c) wenn ein persönliches Recht, das zum Er­
werb, Besitz oder zur Nutzung eines Grund­
stücks berechtigt oder den Verpflichteten 
in der Nutzung eines Grundstücks be­
schränkt, Gegenstand einer selbständigen 
Enteignung ist, dieses Recht nach seinem 
Inhalt und dem Grund seines Bestehens, 

d) die in § 5 Abs. 4 bezeichneten Gegenstände, 
wenn die Enteignung auf sie ausgedehnt 
wird, 

5. bei der Belastung eines Grundstücks mit ei­
nem Recht die Art, den Inhalt sowie den Rang 
des Rechts, den Berechtigten und das Grund­
stück, 

6. bei der Begründung eines Rechtes im Sinne 
von Nummer 4 Buchst. c den Inhalt des 
Rechtsverhältnisses und die daran Beteiligten, 

1. die Eigentums- und sonstigen Rechtsverhält­
nisse vor und nach der Enteignung, 

8. die Art und die Höhe der Entschädigung und 
die Höhe der Ausgleichszahlung nach § 14 
Abs.4 Satz 4 und § 15 Abs. 1 Satz 2 mit der An­
gabe, von wem und an wen sie zu leisten ist, 
Geldentschädigungen, aus denen andere von 
der Enteignung Betroffene nach § 11 Abs. 4 zu 
entschädigen sind, müssen von den sonstigen 
Geldentschädigungen getrennt ausgewiesen 
werden, 

9. bei der Entschädigung in Land das Ersatz­
grundstück in der in Nummer 4 Buchst. a be­
zeichneten Weise. 

(2) Kann ein Grundstücksteil nicht entsprechend 
Absatz 1 Nr.4 Buchst. a bezeichnet werden, kann 
die Bezeichnung auf Grund fester Merkmale in 
der Natur oder durch Bezugnahme auf einen La­
geplan erfolgen. Wenn das Ergebnis der Vermes­
sung vorliegt, ist der Enteignungsbeschluß durch 
einen Nachtragsbeschluß zu ergänzen. 

(3) Ist im Grundbuch die Anordnung der Zwangs­
versteigerung oder der Zwangsverwaltung ein­
getragen, gibt die Enteignungsbehörde dem Voll­
streckungsgericht von dem Enteignungsbeschluß 
Kenntnis. 

§ 30 

Verwendungsfrist 

(1) Die nach § 29 Abs.l Nr.3 bestimmte Frist, in­
nerhalb deren der Enteignungsgegenstand zu 
dem vorgesehenen Zweck zu verwenden ist, be­
ginnt mit dem Eintritt der Rechtsänderung. 

(2) Die Enteignungsbehörde kann die Verwen­
dungsfrist vor ihrem Ablauf auf Antrag verlän­
gern,wenn 

1. der Enteignungsbegünstigte nachweist, daß er 
den Enteignungsgegenstand ohne Verschul­
den innerhalb der gesetzten Frist nicht zu dem 
vorgesehenen Zweck verwenden kann, oder 

2. vor Ablauf der Frist eine Gesamtrechtsnach­
folge stattfindet und der Rechtsnachfolger 
nachweist, daß er den Enteignungsgegenstand 
innerhalb der gesetzten Frist nicht zu dem 
vorgesehenen Zweck verwenden kann. 

(3) Der Enteignete ist vor der Entscheidung über 
die Verlängerung der Verwendungsfrist zu hö­
ren. Die Entscheidung ist den Beteiligten des 
vorangegangenen Enteignungsverfahrens zuzu­
stellen. 

§ 31 

Verfahren bei der Entschädigung 
durch Gewährung anderer Rechte 

(1) Soll die Entschädigung des Eigentümers eines 
zu enteignenden Grundstücks nach § 15 festge­
setzt werden und ist die Bestellung, Ubertragung 
oder Bewertung eines der dort bezeichneten 
Rechte im Zeitpunkt des Erlasses des Enteig­
nungsbeschlusses noch nicht möglich, kann die 
Enteignungsbehörde, wenn es der Eigentümer 
unter Bezeichnung eines Rechts beantragt, im 
Enteignungsbeschluß neben der Festsetzung der 
Entschädigung in Geld dem Enteignungsbegün­
stigten aufgeben, binnen einer bestimmten Frist 
dem von der Enteignung Betroffenen ein Recht 
der bezeichneten Art zu angemessenen Bedin­
gungen anzubieten. 

(2) Bietet der Enteignungsbegünstigte innerhalb 
der bestimmten Frist ein Recht der bezeichneten 
Art nicht an oder einigt er sich mit dem von der 
Enteignung Betroffenen nicht, wird ihm ein sol­
ches Recht auf Antrag zugunsten des von der 
Enteignung Betroffenen durch Enteignung entzo­
gen. Die Enteignungsbehörde setzt den Inhalt des 
Rechts fest, soweit dessen Inhalt durch Verein­
barung bestimmt werden kann. Die Vorschriften 
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dieses Gesetzes über das Verfahren und die Ent­
schädigung sind entsprechend anzuwenden. 

(3) Der Antrag nach Absatz 2 kann nur innerhalb 
von sechs Monaten nach Ablauf der nach Ab­
satz 1 bestimmten Frist gestellt werden. 

§ 32 

Ausführungsanordnung 

(1) Die Enteignungsbehörde ordnet auf Antrag 
eines Beteiligten die Ausführung 

1. des nicht mehr anfechtbaren Enteignungsbe­
schlusses an, wenn der Entschädigungsver­
pflichtete die Geldentschädigung, im Fall des 
§ 29 Abs.2 die im Enteignungsbeschluß in 
Verbindung mit dem Nachtragsbeschluß fest­
gesetzte Geldentschädigung, gezahlt oder zu­
lässigerweise unter Verzicht auf das Recht der 
Rücknahme hinterlegt hat, 

2. der Teileinigung oder der nicht mehr anfecht­
baren Vorabentscheidung über den Ubergang 
oder die Belastung des Eigentums oder über 
sonstige durch die Enteignung zu bewirkende 
Rechtsänderungen an, wenn der Entschädi­
gungsverpflichtete die festgesetzte Voraus­
zahlung gezahlt oder zulässigerweise unter 
Verzicht auf das Recht der Rücknahme hinter­
legt hat. 

(2) Die Ausführungsanordnung ist allen Beteilig­
ten zuzustellen, deren Rechtsstellung durch den 
Enteignungsbeschluß betroffen wird. § 29 Abs. 3 
ist entsprechend anzuwenden. 

(3) Mit dem in der Ausführungsanordnung fest­
zusetzenden Tag wird der bisherige Rechtszu­
stand durch den im Enteignungsbeschluß gere­
gelten neuen Rechtszustand ersetzt. Gleichzeitig 
entstehen die nach § 29 Abs.l Nr.6 begründeten 
Rechtsverhältnisse; sie gelten von diesem Zeit­
punkt an als zwischen den an dem Rechtsver­
hältnis Beteiligten vereinbart. Die Ausführungs­
anordnung schließt die Einweisung in den Besitz 
des enteigneten Grundstücks und des Ersatzlan­
des zu dem festgesetzten Tag ein. Der bisherige 
Besitzer kann verpflichtet werden, das enteigne­
te Grundstück notfalls zu räumen. 

(4) Die Enteignungsbehörde übersendet dem 
Grundbuchamt eine von ihr beglaubigte Ab­
schrift des Enteignungsbeschlusses und der Aus­
führungsanordnung und ersucht es, das Grund­
buch entsprechend den eingetretenen Rechtsän· 
derungen zu berichtigen. 

§ 33 

Hinterlegung 

(1) Geldentschädigungen sind unter Verzicht auf 
das Recht der Rücknahme zu hinterlegen, soweit 
mehrere Personen als Entschädigungsberechtigte 
in Betracht kommen und dem Zahlungsverpflich­
teten eine Einigung über die Auszahlung nicht 
nachgewiesen ist. Die Hinterlegung erfolgt bei 
dem Amtsgericht, in dessen Bezirk der Enteig­
nungsgegenstand liegt; § 2 des Gesetzes über die 
Zwangsversteigerung und die Zwangsverwal­
tung ist entsprechend anzuwenden. 

(2) Andere Rechtsvorschriften, nach denen eine 
Hinterlegung geboten oder statthaft ist, bleiben 
unberührt. 

§ 34 

Ver teilungsver fahren 

(1) Nach dem Eintritt des neuen Rechtszustands 
kann jeder Beteiligte sein Recht an der hinter­
legten Summe gegen einen Mitbeteiligten, der 
dieses Recht bestreitet, vor den ordentlichen Ge­
richten geltend machen oder die Einleitung eines 
gerichtlichen Verteilungsverfahrens beantr agen. 

(2) Für das Verteilungsverfahren ist das Amtsge­
richt zuständig, in dessen Bezirk der Enteig­
nungsgegenstand liegt; § 2 des Gesetzes über die 
Zwangsversteigerung und die Zwangsverwal­
tung ist entsprechend anzuwenden. Die Geschäf­
te des Amtsgerichts im Verteilungsverfahren 
werden auf den Rechtspfleger übertragen. 

(3) Auf das Verteilungsverfahren sind die Vor­
schriften über die Verteilung des Erlöses im Fall 
der Zwangsversteigerung mit folgenden Abwei­
chungen entsprechend anzuwenden: 

1. Das Verteilungsverfahren ist durch Beschluß 
zu eröffnen. 

2. Die Zustellung des Eröffnungsbeschlusses an 
den Antragsteller gilt als Beschlagnahme im 
Sinne des § 13 des Gesetzes über die Zwangs­
versteigerung und die Zwangsverwaltung; ist 
das Grundstück schon in einem Zwangsver­
steigerungs- oder Zwangsverwaltungsverfah­
ren beschlagnahmt, hat es hierbei sein Bewen­
den. 

3. Das Verteilungsgericht hat bei Eröffnung des 
Verfahrens von Amts wegen das Grundbuch­
amt um die in § 19 Abs.2 des Gesetzes über 
die Zwangsversteigerung und die Zwangsver­
waltung bezeichneten Mitteilungen zu ersu­
chen; in die beglaubigte Abschrift des Grund­
buchblatts sind die zur Zeit der Zustellung des 
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Enteignungsbeschlusses an den Enteigneten 
vorhandenen Eintragungen und die später ein­
getragenen Veränderungen und Löschungen 
aufzunehmen. 

4. Bei dem Verfahren sind die in § 11 Abs.4 be­
zeichneten Entschädigungsberechtigten nach 
Maßgabe des § 10 des Gesetzes über die 
Zwangsversteigerung und die Zwangsverwal­
tung zu berücksichtigen, wegen der Ansprü­
che auf wiederkehrende Leistungen jedoch 
nur für die Zeit bis zur Hinterlegung. 

§ 35 

Aufhebung des Enteignungsbeschlusses 

(1) Ist die Ausführungsanordnung noch nicht er­
gangen und hat der Begünstigte die ihm durch 
den Enteignungsbeschluß auferlegten Zahlungen 
nicht innerhalb von zwei Monaten nach dem 
Zeitpunkt geleistet, in dem der Beschluß unan­
fechtbar geworden ist, kann die Aufhebung des 
Enteignungsbeschlusses beantragt werden. Der 
Antrag ist dem Begünstigten bekanntzugeben. 
Dem Antrag ist stattzugeben, wenn der Begün­
stigte die Zahlungen nicht innerhalb eines Mo­
nats nach Bekanntgabe des Antrags leistet. 

(2) Antragsberechtigt ist jeder Beteiligte, dem ei­
ne nichtgezahlte Entschädigung zusteht oder der 
nach § 11' Abs. 4 aus ihr zu befriedigen ist. 

(3) Der Aufhebungsbeschluß ist allen Beteiligten 
zuzustellen und dem Grundbuchamt abschriftlich 
mitzuteilen. 

(4) Der Begünstigte hat für alle durch den Enteig­
nungsbeschluß entstandenen besonderen Nach­
teile angemessene Entschädigung zu leisten. Die 
Enteignungsbehörde setzt die Entschädigung auf 
Antrag des Betroffenen fest. 

§ 36 

Vollstreckbare 'Titel 

(1) Die Zwangsvollstreckung nach den Vorschrif­
ten der Zivilprozeßordnung über die Vollstrek­
kung von Urteilen in bürgerlichen Rechtsstrei .. 
tigkeiten findet statt 

1. aus der Niederschrift über eine Einigung im 
Sinne von § 27 Abs.2 wegen der in ihr be­
zeichneten Leistungen, 

2. aus einem nicht mehr anfechtbaren Enteig­
nungsbeschluß wegen der zu zahlenden Geld­
entschädigung oder einer Ausgleichszahlung, 

3. aus einem Beschluß nach § 6 Abs. 3, § 16 
Abs. 1, § 20, § 26 Abs. 5, § 35 Abs. 4 und § 38 
Abs. 2 und 3 wegen der darin festgesetzten 
Leistungen. 

Die Zwangsvollstreckung wegen einer Aus­
gleichszahlung ist erst zulässig, wenn die Aus­
führungsanordnung wirksam und unanfechtbar 
geworden ist. 

(2) Die vollstreckbare Ausfertigung wird von 
dem Urkundsbeamten der Geschäftsstelle des 
Amtsgerichts erteilt, in dessen Bezirk die Enteig­
nungsbehörde ihren Sitz hat und, wenn das Ver­
fahren bei einem Gericht anhängig ist, von dem 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle des Ge­
richts. In den Fällen der §§ 731, 767 bis 770, 785, 
786 und 791 der Zivilprozeßordnung tritt das 
Amtsgericht, in dessen Bezirk die Enteignungs­
behörde ihren Sitz hat, an die Stelle des Prozeß­
gerichts. 

2. Abschnitt: 

Vor z e i t i g e B e s i t z ein w ei s u n g 

§ 37 

Anordnung der vorzeitigen 
B esltz einweisung 

(1) Die Enteignungsbehörde kann den Träger 
des Vorhabens, der einen Enteignungsantrag ge­
stellt hat, auf seinen Antrag vorzeitig in den Be­
sitz des Grundstücks einweisen, soweit die sofor­
tige Ausführung des Vorhabens aus Gründen des 
Wohls der Allgemeinheit dringend geboten ist. 
Ist für das Vorhaben ein Planfeststellungsbe­
schluß oder eine sonstige behördliche Entschei­
dung erforderlich, so ist die Besitzeinweisung 
nur zulässig, wenn der Planfeststellungsbeschluß 
oder die sonstige behördliche Entscheidung un­
anfechtbar oder sofort vollziehbar ist. 

(2) Die Besitzeinweisung ergeht auf Grund einer 
mündlichen Verhandlung. Hierzu sind der An­
tragsteller, der Eigentümer und der unmittelbare 
Besitzer zu laden. Die Ladungsfrist beträgt zwei 
Wochen. In der Ladung ist darauf hinzuweisen, 
daß auch bei Nichterscheinen über den Antrag 
entschieden werden kann. Die Entscheidung ist 
dem Antragsteller, dem Eigentümer und dem un~ 
mittelbaren Besitzer zuzustellen. Im übrigen sind 
§§ 17, 18, 20, § 21 Abs.l und 3, § 22 Abs.2 Satz 3, 
§§ 23, 25, § 27 Abs. 1 und § 28 Abs. 4 entspre­
chend anzuwenden. 
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(3) Die Besitzeinweisung wird in dem von der 
Enteignungsbehörde bezeichneten Zeitpunkt 
wirksam. Auf Antrag des unmittelbaren Besit­
zers ist dieser Zeitpunkt auf mindestens zwei 
Wochen nach Zustellung des Besitzeinweisungs­
beschlusses an ihn festzusetzen, wenn das nach 
Abwägung der beiderseitigen Interessen ge­
rechtfertigt ist. Der unmittelbare Besitzer ist 
über das Antragsrecht zu belehren. 

(4) Die Enteignungsbehörde kann den Besitzein­
weisungsbeschluß befristen, mit Bedingungen 
und Auflagen versehen und von der Leistung ei­
ner Sicherheit in Höhe der zu erwartenden Ent­
eignungsentschädigung abhängig machen. 

(5) Die Enteignungsbehörde hat auf Antrag des 
Antragstellers, des Eigentümers oder des unmit­
telbaren Besitzers den Zustand des Grundstücks 
vor der Besitzeinweisung in einer Niederschrift 
festzustellen, soweit er für die Besitzeinwei­
sungs- oder Enteignungsentschädigung von Be­
deutung ist. Auf das Antragsrecht ist in der La­
dung hinzuweisen. Den in Satz 1 bezeichneten 
Personen ist eine Abschrift der Niederschrift zu 
übersenden. 

§ 38 

Wirkung der vorzeitigen 
Besi tzeinweisung 

(1) Durch die Besitzeinweisung wird dem bisheri­
gen Besitzer der Besitz entzogen und der Einge­
wiesene Besitzer. Der Eingewiesene darf auf dem 
Grundstück das in dem Enteignungsantrag be­
~eichnete Vorhaben ausführen und die dafür er­
forderlichen Maßnahmen treffen. Der Eigentümer 
und der Besitzer können verpflichtet werden, die 
in Satz 2 genannten Maßnahmen zu dulden und 
das Grundstück notfalls zu räumen. 

(2) Der Eingewiesene hat für die durch die vor­
zeitige Besitzeinweisung entstehenden Vermö­
gensnachteile angemessene Entschädigung zu 
leisten, soweit die Nachteile nicht durch die Ver­
zinsung der Geldentschädigung nach § 13 Abs.2 
ausgeglichen werden. Die Entschädigung wird 
durch die Enteignungsbehörde festgesetzt. Die 
Entschädigung ist in dem Zeitpunkt fällig, in dem 
die Besitzeinweisung wirksam wird. 

(3) Wird der Enteignungsantrag abgewiesen oder 
der Enteignungsbeschluß aufgehoben, so ist deI 
Besitzeinweisungsbeschluß aufzuheben und der 
vorherige Besitzer wieder in den Besitz einzu­
weisen. Der Eingewiesene hat für alle durch die 
vorzeitige Besitzeinweisung entstandenen beson­
deren Nachteile angemessene Entschädigung zu 
leisten. Die Entschädigung wird durch die Ent­
eignungsbehörde festgesetzt. 

3. Abschnitt: 

Kosten und Aufwendungen 

§ 39 

Gebühren und Auslagen 

(1) Für Amtshandlungen der Enteignungsbehörde 
werden Gebühren und Auslagen nach dem Lan­
desgebührengesetz erhoben. 

(2) Zur Zahlung der Gebühren und Auslagen ist 
verpflichtet 

1. der Entschädigungsverpflichtete, wenn dem 
Enteignungsantrag, 

2. der von der Rückenteignung Betroffene, wenn 
einem Antrag auf Rückenteignung, 

3. der Enteignungsbegünstigte, wenn einem An­
trag auf Aufhebung des Enteignungsbeschlus­
ses nach § 35 

stattgegeben wird, andernfalls der Antragsteller. 

(3) Im Verfahren nach § 16 werden Gebühren 
und Auslagen nicht erhoben. 

§ 40 

Aufwendungen der Beteiligten 

(1) Aufwendungen der Beteiligten, die zur 
zweckentsprechenden Rechtsverfolgung oder 
Rechtsverteidigung notwendig sind, sind von 
demjenigen zu erstatten, der zur Zahlung der Ge­
bühren für Amtshandlungen der Enteignungsbe­
hörde verpflichtet ist. 

(2) Die Enteignungsbehörde setzt auf Antrag den 
Betrag der zu erstattenden Aufwendungen fest. 
Aus einem unanfechtbaren Kostenfestsetzungs­
beschluß findet die Zwangsvollstreckung nach 
den Vorschriften der Zivilprozeßordnung über 
die Vollstreckung von Kostenfestsetzungsbe­
schlüssen statt. § 36 Abs. 2 ist entsprechend an­
zuwenden. 

4. Abschnitt: 

Antrag auf gerichtliche 
Entscheidung 

§ 41 

Entscheidungen über Entschädigungen, über 
Ausgleichszahlungen mit Ausnahme des Härte­
ausgleichs nach § 16 und über die Erstattung 
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von Aufwendungen der Beteiligten können nur 
durch Antrag auf gerichtliche Entscheidung an­
gefochten werden. Dber den Antrag entscheidet 
das Landgericht, Kammer für Baulandsachen. 

VIERTER TEIL 

Rückenteignung 

§ 42 

Anspruch auf Rückenteignung 

(1) Der enteignete frühere Eigentümer kann ver­
langen, daß das enteignete Grundstück zu seinen 
Gunsten wieder enteignet wird (Rückenteig­
nung), wenn der Enteignungsbegünstigte oder 
sein Rechtsnachfolger das Grundstück nicht in­
nerhalb der festgesetzten Frist zu dem Enteig­
nungszweck verwendet oder wenn er den Ent­
eignungszweck vor Ablauf der Frist aufgegeben 
hat. 

(2) Die Rückenteignung kann nicht verlangt wer­
den, wenn 

1. der Enteignete das Grundstück selbst im We­
ge der Enteignung erworben hatte, 

2. ein Verfahren zur Enteignung des Grund­
stücks zu Gunsten eines anderen eingeleitet 
worden ist und der enteignete frühere Eigen­
tümer nicht glaubhaft macht, daß er das 
Grundstück binnen angemessener Frist zu 
dem vorgesehenen Zweck verwenden wird, 

3. mit der zweckentsprechenden Verwendung 
begonnen worden ist oder 

4. seit dem Eintritt der Unanfechtbarkeit des 
Enteignungsbeschlusses 30 Jahre verstrichen 
sind. 

(3) Der Antrag auf Rückenteignung ist spätestens 
zwei Jahre nach Ablauf der Verwendungsfrist 
bei der Enteignungsbehörde einzureichen. § 203 
Abs.2 und § 205 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
sind entsprechend anzuwenden. 

(4) Die Enteignungsbehörde kann die Rückent­
eignung ablehnen, wenn das Grundstück erheb­
lich verändert oder wenn ganz oder überwiegend 
Entschädigung in Land gewährt worden ist. 

(5) Der frühere Inhaber eines Rechts, das durch 
Enteignung nach den Vorschriften dieses Geset­
zes aufgehoben worden ist, kann unter den Vor­
aussetzungen des Absatzes 1 verlangen, daß ein 
gleiches Recht an dem früher belasteten Grund-

stück zu seinen Gunsten durch Enteignung wie­
der begründet wird. Die Vorschriften über die 
Rückenteignung gelten entsprechend. 

(6) Auf das Rückenteignungsverfahren sind die 
Vorschriften des Dritten Teils entsprechend an­
zuwenden. 

§ 43 

Entschädigung für Rückenteignung 

Wird dem Antrag auf Rückenteignung stattgege­
ben, hat der Antragsteller dem von der Rückent­
eignung Betroffenen Entschädigung für den 
Rechtsverlust, nicht jedoch für die anderen Ver­
mögensnachteile zu leisten. Die dem Eigentümer 
zu gewährende Entschädigung darf den bei der 
ersten Enteignung zugrunde gelegten Verkehrs­
wert des Grundstücks nicht übersteigen, jedoch 
sind Aufwendungen zu berücksichtigen, die zu 
einer Werterhöhung des Grundstücks geführt 
haben. Ist dem Betroffenen bei der ersten Enteig­
nung eine Entschädigung für andere Vermögens­
nachteile gewährt worden, hat er diese Entschä­
digung nach den Vorschriften des Bürgerlichen 
Gesetzbuches über die Herausgabe einer unge­
rechtfertigten Bereicherung insoweit zurückzu­
gewähren, als die Nachteile infolge der Rückent­
eignung entfallen. Im übrigen sind §§ 7 bis 13 
entsprechend anzuwenden. 

FUNFTER TEIL 

Ubergangs- und SchluBvorschriiten 

§44 

Angemessene Entschädigung 

Soweit nach § 6 Abs. 3, § 26 Abs. 5, § 35 Abs. 4 
und § 38 Abs. 2 und 3 angemessene Entschädi­
gung zu leisten ist, sind §§ 7 bis 13 entsprechend 
anzuwenden. 

§ 45 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer Pfähle, Pflöcke 
oder sonstige Markierungszeichen, die Vorarbei­
ten nach § 6 dienen, entfernt, verändert, un­
kenntlich macht oder unrichtig setzt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld­
buße geahndet werden. 
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(3) Verwaltungsbehörde im Sinne von § 36 Abs.l 
Nr.l des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
ist das Regierungspräsidium. 

§ 46 

Anhängige Verfahren; 
ehrenamtliche Beisitzer 

(1) Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes anhän­
gigen Enteignungsverfahren sind nach den bis­
her geltenden Vorschriften weiterzuführen. Hat 
die Enteignungsbehörde die Entschädigung noch 
nicht festgesetzt, so sind die Vorschriften dieses 
Gesetzes über die Entschädigung und den Härte­
ausgleich anzuwenden. 

(2) Die Amtszeit der erstmals nach diesem Ge­
setz bestellten ehrenamtlichen Beisitzer endet 
am 31. Mai 1986. 

§ 47 

Aufhebung von Rechtsvorschrilten 

(1) Es werden aufgehoben 

1. das bad. Enteignungsgesetz in der Fassung 
vom 24. Dezember 1908 (GVBL S.703), zuletzt 
geändert durch bad. Gesetz vom 13. Au­
gust 1934 (GVBl. S. 239), 

2. das württ. Gesetz betreffend die Zwangsent­
eignung von Grundstücken und von Rechten 
an Grundstücken vom 20. Dezember 1888 
(RegBL S. 446), zuletzt geändert durch württ. 
Gesetz vom 23. September 1939 (RegBl. S. 124), 

3. das preuß. Gesetz über die Enteignung von 
Grundeigentum vom 11. Juni 1874 (GS. S. 221), 

4. das preuß. Gesetz über ein vereinfachtes Ent­
eignungsverfahren vom 26. Juli 1922 (GS. 
S.211). 

(2) Es werden ferner aufgehoben alle landes­
rechtlichen Vorschriften über förmliche Enteig~ 
nungen, die sich auf Grundstücke beziehen, so­
weit sie diesem Gesetz entsprechen oder wider­
sprechen und nicht die Zulässigkeit der Enteig­
nung regeln. 

(3) Soweit in anderen Rechtsvorschriften auf die 
nach Absatz 1 und 2 außer Kraft tretenden Vor­
schriften verwiesen wird, treten an ihre Stelle 
die entsprechenden Vorschriften dieses Geset­
zes. 

§ 48 

Änderung von Gesetzen 

(1) Das Straßengesetz für Baden-Württemberg 
vom 20. März 1964 (GBI. S.127), zuletzt geändert 
durch das Landesverwaltungsverfahrensgesetz 
vom 21. Juni 1977 (GBI. S. 227), wird wie folgt ge­
ändert: 

1. § 14 Abs. 3 Satz 4 wird gestrichen. 

2. § 38 Abs.4 Nr.2 erhält folgende Fassung: ,,2. 
im Falle des § 27 Abs. 3 des Landesenteig­
nungsgesetzes oder". 

3. § 42 erhält folgende Fassung: 

,,§ 42 

Enteignung 

Zur Ausführung eines Bauvorhabens kann, 
wenn der nach § 39 festgestellte Plan vollzieh­
bar ist, zugunsten des Trägers der Straßenbau­
last enteignet werden." 

4. § 65 wird aufgehoben. 

5. § 68 erhält folgende Fassung: 

.. § 68 

Entschädigung in Geld 

Soweit nach diesem Gesetz eine angemessene 
Entschädigung in Geld zu leisten ist, gelten 
die §§ 7 bis 13 des Landesenteignungsgesetzes 
entsprechend. " 

(2) Das Wassergesetz für Baden-Württemberg in 
der Fassung vom 26. April 1976 (GBI. S.369), zu­
letzt geändert durch das Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes über den kommunalen Finanzaus­
gleich und anderer Gesetze vom 11. Dezem­
ber 1979 (GBI. S. 545), wird wie folgt geändert: 

1. § 45 f erhält folgende Fassung: 

..§ 45f 

Enteignung 

Zur Ausführung eines Vorhabens nach § 45 e 
Abs. 1 kann, wenn der festgestellte Plan voll­
ziehbar ist, enteignet werden. 11 

2. § 65 erhält folgende Fassung: 

,,§ 65 

Enteignung 

Zur Ausführung eines dem Wohle der Allge­
meinheit dienenden Ausbauvorhabens kann, 
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wenn der nach § 31 WHG in Verbindung mit 
§ 64 dieses Gesetzes festgestellte Plan voll­
ziehbar ist, enteignet werden. Für Art und 
Ausmaß der Entschädigung gelten § 20 WHG 
und § 94 Abs. 4 entsprechend." 

3. § 94 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) Soweit nach diesem Gesetz außerhalb 
eines Enteignungsverfahrens eine Entschä­
digung zu leisten ist, gelten § 20 WHG und 
§§ 7 bis 14 des Landesenteignungsgesetzes 
entsprechend. " 

b) Die Absätze 3 und 5 werden aufgehoben. 

4. In § 112 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort 
"Entschädigung" die Worte "außerhalb eines 
Enteignungsverfahrens " eingefügt. 

(3) Das Gesetz zum Schutz der Kulturdenkmale 
vom 25. Mai 1971 (GBl. S.209), geändert durch 
das Gesetz zur Anpassung von Gesetzen an die 
geänderten Geschäftsbereiche der Ministerien 
vom 30. Mai 1978 (GBI. S. 286), wird wie folgt ge­
ändert: 

1. § 24 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

,,§§ 7 bis 13 des Landesenteignungsgesetzes 
gelten entsprechend. " 

2. § 25 Abs. 4 und §§ 26 bis 31 werden aufgeho­
ben. 

3. § 32 erhält folgende Fassung: 

,,§ 32 

Enteignung bewegllcher Sachen 

(1) Ist Gegenstand der Enteignung eine beweg­
liche Sache, ein Recht an einer beweglichen 
Sache oder ein Recht, das zum Erwerb, Besitz 
oder zur Nutzung der beweglichen Sache be­
rechtigt oder den Verpflichteten in der Nut­
zung der beweglichen Sache beschränkt, gel­
ten §§ 4, 5, 7 bis 13,17, § 22 Abs. 1,3 und 4, §§ 23, 
27 bis 36, 39, 40, 42 und 43 des Landesenteig­
nungsgesetzes entsprechend. In der Ausfüh­
rungsanordnung können der Eigentümer und 
der Besitzer verpflichtet werden, die Sache an 
den Enteignungsbegünstigten herauszugeben. 

(2) Ist zur Erhaltung, wissenschaftlichen Erfas­
sung oder Auswertung eines Kulturdenkmals 
die sofortige Herausgabe an den Antragsteller 
dringend geboten, kann die Enteignungsbe­
hörde den Eigentümer oder Besitzer verpflich­
ten, die Sache an den Antragsteller herauszu­
geben. Im übrigen gelten § 37 Abs. 2 bis 5 

und § 38 Abs. 2 und 3 des Landesenteignungs­
gesetzes entsprechend." 

(4) Das Abfallgesetz für Baden-Württemberg vom 
18. November 1975 (GBl. S. 757), geändert durch 
'Gesetz vom 11. Dezember 1979 (GB!. S. 544), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 12 wird aufgehoben. 

2. § 13 Abs. 2 Satz 4 wird gestrichen. 

3. § 14 erhält folgende Fassung: 

..§ 14 

Enteignung 

Zur Ausführung einer dem Wohle der Allge­
meinheit dienenden Abfallbeseitigungsanlage 
kann, wenn der festgestellte Plan vollziehbar 
ist, enteignet werden." 

(5) Das Gesetz über Eisenbahnen und Bergbah­
nen in Baden-Württemberg vom 30. Mai 1978 
(GBI. S. 277) wird wie folgt geändert: 

1. Die §§ 5 und 8 werden aufgehoben. 

2. § 9 erhält folgende Fasssung: 

,,§ 9 

Enteignung 

Zur Ausführung eines verliehenen Eisenbahn­
unternehmungsrechtes nach dem festgestellten 
Plan kann, wenn der festgestellte Plan und die 
Verleihung vollziehbar sind, zugunsten des 
Eisenbahnunternehmers enteignet werden. U 

3. § 10 wird aufgehoben. 

4. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird, aufgehoben. 

b) In Absatz 4 Satz 1 werden die Worte ,,§ 9 
Satz 3, §§ 10 bis 12" durch die Zahlen ,,11, 
12/1 ,ersetzt. 

5. § 27 Abs. 2 wird aufgehoben. 

6. § 33 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

1/ (5) Anhörungsbehörde und Planfeststellungs­
behörde sind die Regierungspräsidien. " 

(6) Das Gesetz zum Schutz der Natur, zur Pflege 
der Landschaft und über die Erholungsvorsorge 
in der freien Landschaft vom 21. Oktober 1975 
(GB!. S.654), zuletzt geändert durch das Gesetz 
zur Anpassung von Gesetzen an die geänder­
ten Geschäftsbereiche der Ministerien vom 
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30. Mai 1978 (GBI. S.286), wird wie folgt geän­
dert: 

§ 47 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

"Die §§ 7 bis 15 des Landesenteignungsgesetzes 
gelten entsprechend." 

(7) Das Waldgesetz für Baden-Württemberg vom 
10. Februar 1976 (GB!. S.99) wird wie folgt geän­
dert: 

§ 35 Abs. 4 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

"Für die Entschädigung gelten die §§ 7 bis 15 des 
Landesenteignungsgesetzes entsprechend." 

§ 49 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. August 1982 in Kraft. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 

STUTIGART, den 6. April 1982 

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg: 

SPÄTH WEISER 
MAYER-VORFELDER DR.ENGLER 

DR. EBERLE SCHLEE 

DR.HERZOG 
DR.EYRICH 
GERSTNER 

Verordnung des Innenministeriums, des 
Finanzministeriums, des Ministeriums für 
Wirtschaft, Mittelstand und Verkehr und 

des Ministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft, Umwelt und Forsten zur 

Änderung der Ausbildungs- und 
Prüiungsordnung für den höheren 

bautechnischen Verwaltungsdienst 

Vom 18. März 1982 

Auf Grund von § 18 Abs.2 und 3 des Landesbeam­
tengesetzes (LBG) in der Fassung vom 8. August 
1979 (GBl. S.398), geändert durch Gesetz vom 
11. Dezember 1979 (GBl. S. 529), wird verordnet: 

Artikel 1 

Die Verordnung des Innenministeriums, des Finanz­
ministeriums, des Ministeriums für Wirtschaft, Mit­
telstand und Verkehr sowie des Ministeriums für 
Ernährung, Landwirtschaft und Umwelt über die 
Ausbildung und Prüfung für den höheren bautechni­
schen Verwaltungsdienst in der Fassung vom 
9.Januar 1975 (GBl. S.50) wird wie folgt geändert: 

In § 27 Abs.2 Nr.3, § 32 Abs.3 NI. 1 Buchst. bund 
§ 33 Abs.l NI. 3 Buchst. a und c werden jeweils die 
Worte »Wasserwirtschaft einschließlich Kulturtech­
nik« durch die Worte »Wasser- und Abfallwirtschaft 
einschließlich Kulturtechnik« ersetzt. 

Artikel 2 

Für die beim Inkrafttreten dieser Änderungsverord­
nung im Vorbereitungsdienst stehenden Regie­
rungsbaureferendare gelten die bisherigen Vor­
schriften weiter. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 1. April 1982 in Kraft. 

STUTIGART, den 18.März 1982 

Innenministerium Finanzministerium 
DR.HERZOG DR. PALM 

Ministerium für Wirtschaft, Mittelstand und Verkehr 
DR. EBERLE 

Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft, Umwelt 
und Forsten 

WEISER 

Zweite Verordnung des Ministeriums für 
Wissenschaft und Kunst zur Änderung der 

Sporteingangsprüfungsverordnung 

Vom 30. März 1982 

Es wird verordnet auf Grund von 

1. § 85 Abs. 6 Satz 3 des Gesetzes über die Universi­
täten im Lande Baden-Württemberg (Universi­
tätsgesetz UG) vom 22.November 1977 (GBl. 
S.473) , geändert durch das Gesetz zur Anpas­
sung von Gesetzen an die geänderten Geschäfts­
bereiche der Ministerien vom 30.Mai 1978 (GBl. 
S.286), 

2. § 58 Abs. 6 Satz 3 des Gesetzes über die Pädago­
gischen Hochschulen im Lande Baden-Württem­
berg (PHG) vom 22. November 1977 (GBl. S. 557), 
geändert durch das Gesetz zur Anpassung von 
Gesetzen an die geänderten Geschäftsbereiche 
der Ministerien vom 30. Mai 1978 (GBl. S. 286): 

Artikel 1 

Die Verordnung des Ministeriums für Wissenschaft 
und Kunst über den Nachweis der sportlichen Lei­
stungsfähigkeit für das Studium im Fach Sport an 
den Universitäten und Pädagogischen Hochschulen 
vom 15. Februar 1980 (GBl. S.212), geändert durch 
Verordnung vom 15.Januar 1981 (GB!. S.67), wird 
wie folgt geändert: 
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1. § 1 Abs.3 erhält folgende Fassung: 

»(3) Die Eingangsprüfung entfällt, wenn der 
Bewerber an einer Schule im Leistungskurs Sport 
in allen Kursen und in den beiden Teilgebieten 
der praktischen Abiturprüfung mindestens fünf 
Punkte erreicht hat. Bei einem Bewerber, der die­
se Punktzahl in einem Kurs oder in einem der 
Teilgebiete der praktischen Abiturprüfung nicht 
erreicht hat, entfällt die Prüfung in dem Teilge­
biet bzw. in den Teilgebieten, die Gegenstand 
seiner praktischen Abiturprüfung waren und in 
denen er mindestens fünf Punkte erreicht hat. Bei 
einem Bewerber, der als Prüfungsfach Sport im 
Abitur gewählt hat, entfällt die Prüfung in den 
Teilgebieten, die Gegenstand seiner praktischen 
Abiturprüfung waren und in denen er minde­
stens fünf Punkte erreicht hat.«. 

2. Dem § 1 wird angefügt: 

»(4) Eine Prüfung im Teilgebiet Leichtathletik 
entfällt, wenn der Bewerber das Sportabzeichen 
in Bronze in den letzten zwei Kalenderjahren, die 
der Abnahme der Eingangsprüfung vorangehen, 
erworben hat. Dies gilt entsprechend für das 
Teilgebiet Schwimmen, wenn der Bewerber im 
gleichen Zeitraum das Deutsche Rettungs­
schwimmabzeichen der DLRG in Bronze erwor­
ben hat.«. 

3. § 4 Abs.1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

»Die Eingangsprüfung soll an höchstens zwei 
aufeinanderfolgenden Tagen jeweils im Mai 
durchgeführt werden.«. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. April 1982 in Kraft. 

STUITGART, den30.März 1982 DR.ENGLER 

Zweite Verordnung des 
Innenministeriums zur Änderung der 
Verordnung über die Gebühren der 

Prüfingenieure für Baustatik 

Vom 30. März 1982 

Auf Grund von § 25 Abs.1 des Landesgebührenge­
setzes (LGebG) vom 21. März 1961 (GBl. S.59) wird 
verordnet: 

Artikel 1 

Die Verordnung des Innenministeriums über die 
Gebühren der Prüfingenieure für Baustatik vom 
17.Mai 1972 (GBl. S.335), geändert durch Verord-

nung vom 10. Dezember 1974 (GBl.1975 S.32), wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 6 Abs.2 wird die Zahl »48« durch die Zahl 
» 70« ersetzt. 

2. In § 7 Satz 4 wird die Zahl »0,32« durch die Zahl 
»0,42« ersetzt. 

3. Anlage 2 erhält folgende Fassung: 

»Anlage 2 
(Zu § 4 Abs.2) 

Gebührentafel 

Rohbauwert Tausendstel des Rohbauwertes in 
DM Klasse 1 Klasse 2 Klasse 3 

bis 10000 10,27 15,41 20,54 
20000 9,18 13,48 17,91 
30000 8,59 12,47 16,37 
40000 8,15 11,77 15,41 
50000 7,83 11,29 14,76 
60000 7,51 10,91 14,25 
70000 7,26 10,56 13,86 
80000 7,06 10,27 13,48 
90000 6,86 9,98 13,16 

100000 6,74 9,75 12,84 
150000 6,15 8,85 11,68 
200000 5,72 8,23 10,78 
300000 5,20 7,41 9,62 
400000 4,87 6,82 8,80 
500000 4,82 6,55 8,29 
600000 4,69 6,36 8,02 
700000 4,62 6,19 7,77 
800000 4,57 6,10 7,64 
900000 4,52 6,03 7,53 

1000000 4,49 5,97 7,44 
2000000 4,36 5,45 6,67 
3000000 4,23 5,07 6,03 
4000000 4,11 4,82 5,52 
7000000 3,85 4,36 4,87 

10000000 3,46 3,85 4,23 
20000000 2,95 3,33 3,71 
30000000 2,70 3,20 3,46 
40000000 2,57 2,95 3,33 
50 000 000 und mehr 2,50 2,89 3,28«. 

Artikel 2 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Mai 1982 in Kraft. 

(2) Für Prüfungen und überwachungen, die nach 
dem Inkrafttreten dieser Verordnung abgeschlossen 
werden, ist die bisherige Gebühremegelung anzu­
wenden, wenn die dafür notwendigen Arbeiten bis 
zum Tag der Verkündung überwiegend durchge­
führt worden waren. 

(3) Für Prüfungen und Überwachungen, auf die die 
bisherige Gebühremegelung anzuwenden ist, erhö-
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hen sich die Gebühren um 6,1 vom Hundert, soweit 
die Umsatzsteuer 13 vom Hundert beträgt. 

STUTIGART,den30.März 1982 DR.HBRZOG 

Dritte Verordnung 
des Innenministeriums zur Änderung 
der Verordnung über die Gebühren 

der Landesstelle für Baustatik und der 
staatlichen Prüfämter für Baustatik 

Vom 30. März 1982 

Auf Grund von § 24 Abs.2 des Landesgebührenge­
setzes (LGebG) vom 21. März 1961 (GB!. S.59) wird 
im Einvernehmen mit dem Finanzministerium ver­
ordnet: 

Artikel 1 

Die Verordnung des Innenministeriums über die 
Gebühren der Landesstelle für Baustatik und der 
staatlichen Prüfämter für Baustatik vom 12. Oktober 
1970 (GBl. S.487), zuletzt geändert durch Verord­
nung vom 15. Oktober 1975 (GBl. S.747), wird wie 
folgt geändert: 

1. § 4 Abs.3 wird aufgehoben. 

2. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte »in den Fällen 
des § 4 Abs.3 und des § 5 Abs.1 Nr.3 und 5« 
durch die Worte »im Falle des § 5 Abs.1 Nr.3 
und 5« ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird die Zahl »45« durch die Zahl 
»65« ersetzt. 

3. Anlage 2 erhält folgende Fassung: 

Rohbauwert 
DM 

bis 10000 
20000 

100000 
250000 
500000 

1000000 
5000000 

10 000 000 
20000000 
40000000 

Gebührentafel 

»Anlage 2 
(Zu § 4 Abs. 2) 

Gebühren in vom Hundert des Rohbauwerts in 
Klasse 1 Klasse 2 Klasse 3 

1,24 1,76 2,29 
1,09 1,55 2,01 
0,81 1,15 1,49 
0,68 0,97 1,26 
0,60 0,86 1,11 
0,53 0,75 0,98 
0,39 0,56 0,72 
0,35 0,49 0,64 
0,30 0,43 0,56 

und mehr 0,27 0,38 0,49 
Formel: l,90·x·O•185 2,70·x·O•185 3,50·x·O•185 

x::;::: Rohbauwert in 1 000 DM«. 

Artikel 2 

(1) Diese Verordnung tritt am 1.Mai 1982 in Kraft. 

(2) Für Tätigkeiten, die nach dem Inkrafttreten die­
ser Verordnung abgeschlossen werden, ist die bishe­
rige Gebührenregelung. anzuwenden, wenn die 
dafür notwendigen Arbeiten bis zum Tag der Ver­
kündung überwiegend durchgeführt worden waren. 

STllTTGART, den 30. März 1982 DR.HBRZOG 

Rechtsverordnung 
des Regierungspräsidiums Tübingen als 
höhere Denkmalschutzbehörde über das 

Grabungsschutzgebiet »Römisches 
Kastell« in Ehingen-Rißtissen. Alb­

Donau-Kreis 

Vom 8. März 1982 

Auf Grund von § 22 Denkmalschutzgesetz vom 
25. Mai 1971 (GB!. S.209) wird verordnet: 

§ 1 

(1) Das in Abs.2 beschriebene Gebiet des ehern. 
»Römischen Kastells« auf Gemarkung Ehingen-Riß­
tissen, Alb-Donau-Kreis, wird zum Grabungsschutz­
gebiet erklärt. 

(2) Das Grabungsschutzgebiet besteht aus den 
Grundstücken 1391 und 1392. 

(3) Die Grenzen des Grabungsschutzgebiets sind in 
einem Lageplan Maßstab 1:1500 eingetragen, der 
beim Regierungspräsidium Tübingen aufbewahrt 
wird. 

Weitere Ausfertigungen des Lageplans befinden 
sich beim Landratsamt Alb-Donau-Kreis in Ulm als 
untere Denkmalschutzbehörde, beim Bürgermei­
steramt Ehingen und beim Landesdenkmalamt 
Außenstelle Tübingen 

Der Lageplan kann während der Sprechzeiten ein­
gesehen werden. 

§2 

Geschützt sind die im Boden verborgenen Kultur­
denkmale. 

§3 

(1) Im Grabungsschutzgebiet dürfen Arbeiten, 
durch die geschützte Gegenstände zutage gefördert 
oder gefährdet werden können, nur mit Genehmi­
gung des Landesdenkmalamts vorgenommen 
werden. 
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(2) Der Genehmigung bedürfen insbesondere: 

1. Vorhaben hinsichtlich baulicher Anlagen, ande­
rer Anlagen und Einrichtungen im Sinne der 
Landesbauordnung, soweit sie mit Erdarbeiten 
verbunden sind; 

2. die Anlage von Straßen, Plätzen und Wegen; 

3. die Errichtung oder Änderung von Mauern oder 
anderen Einfriedungen; 

4. das Verlegen unterirdischer Leitungen aller Art 
sowie das Aufstellen von Masten und Unterstüt­
zungen; 

5. die Änderung der bisherigen Bodengestalt durch 
Abgrabung, Auffüllung und Aufschüttung. 

(3) Unterhaltungsmaßnahmen sind nicht genehmi­
gungspflichtig. Unberührt bleibt ferner die bisherige 
landwirtschaftliche Nutzung. 

(4) Die Genehmigung wird erteilt, wenn die Arbei­
ten die geschützten Gegenstände nicht gefährden. 
Die Genehmigung kann mit Bedingungen und Auf­
lagen zur Sicherung der Bergung geschützter 
Gegenstände verbunden werden. 

(5) Sind Arbeiten nach den Absätzen 1 und 2 nach 
anderen Vorschriften genehmigungspflichtig, tritt 
die Zustimmung des Landesdenkmalamts an die 
Stelle seiner Genehmigung. 

§4 

Wer vorsätzlich oder fahrlässig ohne Genehmigung 
des Landesdenkmalamts Baden-Württemberg die in 
§ 3 Abs. 1 und 2 bezeichneten Handlungen vor­
nimmt oder den in der Genehmigung enthaltenen 
Auflagen oder Bedingungen zuwiderhandelt, han­
delt ordnungswidrig im Sinne des § 33 Abs.l Buch­
stabe ades Denkmalschutzgesetzes und kann mit 
einer Geldbuße bis zu DM 20000,- belegt werden. 

§5 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün­
dung in Kraft. 

TÜBINGEN, den 8. März 1982 DR.GÖGLER 

Rechtsverordnung 
des Regierungspräsidiums Tübingen als 
höhere Denkmalschutzbehörde über die 

Gesamtanlage »Altstadt Leutkirch« 

Vom 16.März 1982 

Auf Grund von § 19 des Denkmalschutzgesetzes 
vom 25.Mai 1911 (GBL S.209) wird im Einverneh­
men mit der Stadt Leutkirch, Landkreis Ravensburg, 
verordnet: 

§ 1 

(1) Das in § 2 beschriebene Gebiet der Stadt Leut­
kirch wird als Gesamtanlage »Altstadt Leutkirch« 
dem Schutz des Denkmalschutzgesetzes unterstellt. 

(2) Geschützt wird das durch den Stadtmauerverlauf 
in der historischen Begrenzung ablesbare Erschei­
nungsbild der Altstadt der ehemals Freien Reichs­
stadt Leutkirch, das durch ein bereits im 13. Jh. ange­
legtes Straßennetz und die im wesentlichen noch 
erhaltene Bebauung des Spätmittelalters geprägt 
wird. 

§ 2 

(1) Der räumliche Bereich der geschützten Gesamt­
anlage wird durch folgende Straßen begrenzt: 

- Oberer Graben (im breiteren Teil als OW18 östlich 
von Grundstück 63/1 a), 

- Pflugberg, 

- Postplatz, 

- Untere Grabenstraße. 

(2) Die Grenzen der Gesamtanlage sind in einer 
Karte im Maßstab 1: 1000 gelb eingetragen, die beim 
Regierungspräsidium Tübingen aufbewahrt wird. 
Weitere Ausfertigungen der Karte befinden sich 
beim Landratsamt Ravensburg als untere Denkmal­
schutzbehörde, beim Landesdenkmalamt Baden­
Württemberg - Außenstelle Tübingen - und beim 
Bürgermeisteramt der Stadt Leutkirch. Die Karte 
kann während der Sprechzeiten eingesehen 
werden. 

§3 

(1) Veränderungen an dem geschützten Bild der 
Gesamtanlage bedürfen der Genehmigung der 
unteren Denkmalschutzbehörde. 

(2) Der Genehmigung bedürfen insbesondere: 

1. die Errichtung und der Abbruch baulicher Anla­
gen sowie anderer Anlagen oder Einrichtungen 
im Sinne der Landesbauordnung in der jeweils 
geltenden Fassung; das gleiche gilt für die der 
Errichtung und dem Abbruch gleichgestellten 
Maßnahmen, 

2. die Neuanlage oder wesentliche Oberflächen­
veränderung von Straßen, Wegen oder Plätzen 
und das Verlegen von oberirdischen Leitungen 
aller Art sowie das Aufstellen von Masten und 
Unterstützungen, mit Ausnahme von Unterhal­
tungsmaßnahmen, 

3. das Anbringen und die Veränderung von Werbe-
anlagen, Markisen und Automaten. 

(3) Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn die Ver­
änderung das Bild der Gesamtanlage nur unerheb­
lich oder nur vorübergehend beeinträchtigen würde 
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oder wenn überwiegende Gründe des Gemeinwohls 
unausweichlich Berücksichtigung verlangen. 

(4) Die Genehmigung kann mit Bedingungen oder 
Auflagen verknüpft werden. 

(5) Die Denkmalschutzbehörde hat vor ihrer Ent­
scheidung die Stadt zu hören. 

(6) Genehmigungs-, Erlaubnis- und Anzeigepflich­
ten nach anderen gesetzlichen Vorschriften bleiben 
unberührt. 

§ 4 

Wer vorsätzlich oder fahrlässig ohne Genehmigung 
der Denkmalschutzbehörde die in § 3 Abs.1 und 2 
bezeichneten Handlungen vornimmt oder den in der 
Genehmigung enthaltenen Auflagen oder Bedin­
gungen zuwiderhandelt, handelt ordnungswidrig im 
Sinne des § 33 Abs.1 a) des Denkmalschutzgesetzes 
und kann mit einer Geldbuße bis zu 20000,- DM 
belegt werden. 

§5 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün­
dung in Kraft. 

TÜBINGEN, den 16. März 1982 DR.GÖGLER 

Verordnung des Regierungspräsidiums 
Tübingen als höhere Naturschutz­
und obere Jagdbehörde über das 
Naturschutzgebiet »Immerland« 

Vom 16. März 1982 

Auf Grund von § 21 und § 58 Abs.2 des Gesetzes 
zum Schutz der Natur, zur Pflege der Landschaft und 
über die Erholungsvorsorge in der freien Landschaft 
(Naturschutzgesetz-NatSchG) vom 21. Oktober 1975 
(GBI. S. 654) und von § 22 Abs.2Landesjagdgesetzin 
der Fassung vom 20. Dezember 1978 (GBL 1979 S.12) 
wird verordnet: 

§ 1 

Erklärung zum Schutzgebiet 

Die in § 2 näher bezeichnete Fläche auf dem Gebiet 
der Stadt Rosenfeld, Zollernalbkreis, wird zum 
Naturschutzgebiet erklärt. Das Naturschutzgebiet 
führt die Bezeichnung »Immerland«. 

§2 

Schutzgegenstand 

(1) Das Naturschutzgebiet hat eine Größe von 
1,9200 ha. Es umfaßt auf Gemarkung Leidringen die 
Flurstücke Nr. 3576,3611 bis 3614. 

(2) Die Grenzen des Naturschutzgebietes sind in 
einer Flurkarte des Regierungspräsidiums Tübingen 
vom 25. März 1981 im Maßstab 1:2500, kombiniert 
mit einer übersichtskarte im Maßstab 1 :25000, 
gekennzeichnet und rot angelegt. Die Verordnung 
mit Karte wird beim Regierungspräsidium Tübin­
gen als höhere Naturschutzbehörde in Tübingen 
verwahrt; eine Ausfertigung befindet sich beim 
Landratsamt Zollernalbkreis als untere Natur­
schutzbehörde in Balingen. Die Verordnung mit 
Karte kann während der Dienststunden eingesehen 
werden. 

§3 

Schutzzweck 

Wesentlicher Schutzzweck ist die Erhaltung des 
Halbtrockenrasens, auf dem sich auf Grund der 
besonderen Wuchsbedingungen seltene und vom 
Aussterben bedrohte Pflanzen eingestellt haben. 

§4 

Verbote 

(1) In dem Naturschutzgebiet sind alle Handlungen 
verboten, die zu einer Zerstörung, Beschädigung 
oder Veränderung des Schutzgebietes oder seiner 
Bestandteile, zu einer nachhaltigen Störung oder zu 
einer Beeinträchtigung der wissenschaftlichen For­
schung führen können. 

(2) Insbesondere ist verboten: 

1. bauliche Anlagen im Sinne der Landesbauord­
nung in der jeweils geltenden Fassung zu errich­
ten oder der Errichtung gleichgestellte Maßnah­
men durchzuführen, Sport-, Spiel- oder Erho­
lungseinrichtungen zu schaffen sowie Einfrie­
dungen jeder Art zu errichten; 

2. Straßen, Wege, Plätze oder sonstige Verkehrs an­
lagen anzulegen, Leitungen zu verlegen oder 
Anlagen dieser Art zu verändern; 

3. die Bodengestalt zu verändern; 

4. Entwässerungs- oder andere Maßnahmen vorzu­
nehmen, die den Wasserhaushalt des Gebietes 
entgegen dem Schutzzweck verändern; 

5. Abfälle oder sonstige Gegenstände zu lagern; 

6. Plakate, Bild- oder Schrifttafeln aufzustellen oder 
anzubringen; 

7. Aufforstungen vorzunehmen oder sonstige 
Pflanzen oder Pflanzenteile einzubringen, zu 
entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören; 

8. Tiere einzubringen, wildlebenden Tieren nach­
zustellen, sie mutwillig zu beunruhigen, sie zu 
fangen, zu verletzen oder zu töten oder Puppen, 
Larven, Eier oder Nester oder sonstige Brut-, 
Wohn- oder Zufluchtsstätten dieser Tiere freizu-
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legen, zu entfernen, zu beschädigen oder zu zer­
stören; 

9. die Art der bisherigen Grundstücksnutzung ent­
gegen dem Schutzzweck zu ändern, 

10. zu zelten, zu lagern, Wohnwagen, sonstige Fahr­
zeuge oder Verkaufsstände aufzustellen; 

11. das Schutzgebiet außerhalb der Wege zu betre­
ten oder zu befahren; 

12. Feuer zu machen; 

13. ohne zwingenden Grund Lärm, Luftverunreini­
gungen oder Erschütterungen zu verursachen; 

14. Düngemittel oder Chemikalien einzubringen. 

§ 4 gilt nicht 

§5 

Zulässige Handlungen 

1. für die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd in 
der bisherigen Art und im bisherigen Umfang, 

2. für ordnungsgemäße landwirtschaftliche Nut­
zung in der bisherigen Art und im bisherigen 
Umfang; 

3. für die sonstige bisher rechtmäßigerweise ausge­
übte Nutzung der Grundstücke, Gewässer und 
Wege sowie der rechtmäßigerweise bestehen­
den Einrichtungen in der bisherigen Art und im 
bisherigen Umfang sowie deren Unterhaltung 
und Instandsetzung f 
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4. für Pflegemaßnahmen, die von der höheren 
Naturschutzbehörde oder der von ihr beauftrag­
ten Stelle veranlaßt werden, 

5. für behördlich angeordnete oder zugelassene 
Beschilderungen. 

§6 

Befreiungen 

Von den Vorschriften dieser Verordnung kann nach 
§ 63 NatSchG Befreiung erteilt werden. 

§7 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 64 Abs.1 Nr.2 
NatSchG handelt, wer in dem Naturschutzgebiet 
vorsätzlich oder fahrlässig eine der nach § 4 und § 5 
Nr.2 und 3 dieser Verordnung verbotenen Handlun­
gen vorninimt. 

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 33 Abs.2 Nr.4 
des Landesjagdgesetzes handelt, wer in dem Natur­
schutzgebiet vorsätzlich oder fahrlässig entgegen 
§ 4 und § 5 Nr.1 dieser Verordnung die Jagd ausübt. 

§ 8 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer VerkÜD­
dung in Kraft. 

TÜBlNGEN, den 16.März 1982 DR.GÖGLER 


